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 20 KINDER- UND JUGENDHILFE  Die Lichtenberger Schulen 
sind laut Senatsverwaltung zu 100 Prozent mit Erzieher*innen 

ausgestattet. Personalrätin Burga Heck zeigt auf, dass die Berech
nung vom Schreibtisch völlig an der Realität vor Ort vorbei geht.
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Florian Münch hat als Lehrer ohne volle 
Lehrbefähigung keine Chance auf den 
Quereinstieg in das berufsbegleitende Re-
ferendariat. Drei Bewerbungen blieben er-
folglos, da er nicht über die nötigen Vor-
aussetzungen – einen Abschluss in einem 
Fach der Berliner Schule – verfügt. Eine 
Klasse an einer Neuköllner »Brennpunkt-
schule« leitet er hingegen seit Jahren. Da-
raufhin verklagte er die Senatsverwaltung 
und bekam mächtig Rückenwind der Ber-
liner Presse. Recht gab ihm das Gericht 
jedoch trotzdem nicht. 

Antje Kapek wurde mit beeindruckenden 
96 Prozent in ihrem Amt als Fraktionsvor-
sitzende der Grünen im Abgeordneten-
haus bestätigt. Ebenfalls wiedergewählt 
wurde mit 85 Prozent der Stimmen ihre 
Co-Vorsitzende Silke Gebel. Wir gratulie-
ren den beiden zu ihrer Wiederwahl und 
wünschen eine gute Zusammenarbeit!

Nicolaj Torbohm heißt der nächste Neu-
zugang in unserer Geschäftsstelle. Am  
1. November beginnt der promovierte Ju-
rist zunächst eine Elternzeitvertretung im 
Rechtsschutz der GEW BERLIN. Wir wün-
schen einen guten Start!

Leute zu finden, die dieser Rubrik hier 
ihren Namen geben, das ist gar nicht so 
einfach. Während sich in allen anderen 
Rubriken meist die Themen stapeln und 
die Auswahl einer Qual gleichkommt, 
sitzt der bbz-Redakteur meist zu allerletzt 
an der Leute-Rubrik. Das weiße Blatt füllt 
sich nur schwer. Früher einmal mag die 
Rubrik ein Hit gewesen sein; heute sind 
Vorschläge von Leser*innen Mangelware. 
Niemandem fällt etwas ein. Da drängen 
sich doch Fragen auf. Sollten wir den 
Platz hier vielleicht sinnvoller nutzen? 
Oder gibt es da draußen doch noch 
Freundinnen und Freunde der Leute-Rub-
rik? Dann schickt uns eure »Leute« an 
bbz@gew-berlin.de�

 LEUTE

Medien greifen. Zudem handelt es sich 
bei dem Attentat in Halle weder um eine 
Amoklauf noch um einen Einzeltäter. Es 
gibt seit Jahren einen Anstieg antisemiti-
scher Haltungen, Drohungen und Attacken 
gegen Einzelpersonen, jüdische Friedhöfe, 
Denkmäler, Stolpersteine, Synagogen. Das 
zeigen die Auskünfte der entsprechenden 
Organisationen wie zum Beispiel der Re-
cherche- und Informationsstelle Antisemi
tismus. Der Attentäter hat sich durch die 
Wahl des Ortes, des Tages und durch sein 
Manifest in dieser antisemitischen Struktur 
verortet. Dass er für die Art der »Veröffent
lichung« eine spezifische Variante nutzte 
– den Live-Stream auf der gaming-plattform 
Twitch – bedeutet nicht viel mehr, als dass 
er sich technisch damit auskennt. 

Dennoch hilft es, Korrelationen zu un-
tersuchen, um differenzierte Vorgehens-
weisen zu entwickeln. Die augenfälligste 
Korrelation ist aber nicht die von »games« 
und »rechtsradikal« sondern in diesem 
Fall die von »Männlichkeit« und »Männlich
keit« – in einer spezifischen Ausprägung: 
traditionelle Vorstellungen von »echter« 
Männlichkeit, die sich von allem »wei-
chen«, »schwachen«, »weiblichen« – und 
dann auf sehr kurzem Wege »undeutschen« 
(als was dann auch »das Judentum« phan
tasiert wird) angegriffen fühlt. Diese so-
ziologisch beschreibbare Gruppe bildet 
den Kern eines sehr spezifischen Teils 
der gamer-Szene ebenso wie der militanten 
Rechten. Das ist keine neue Kausaltheorie 
nach dem Motto »alle Männer sind…«, 
sondern möglicher Ausgangspunkt für 
Strategien, Rechtsextremismus immer zu
sammen mit feministischen Perspektiven 
zu bekämpfen. Wenn man diese »Männer
phantasien« in den entsprechenden Tei-
len der gamer-Szene bekämpfen will, hilft 
nicht »mehr Staat« – der im Übrigen gera-
de solche Projekte im Programm »Demo-
kratie leben!« kürzt – sondern eher wohl 
das Gegenteil: mehr zivilgesellschaftli-
ches Engagement – und mehr Feminis-
mus.�

Sebastian Schädler, Professor für Medien-
pädagogik an der Evangelischen Hoch-
schule Berlin

Der Mörder des Zahnarztes war schnell 
geständig, allein die Motive konnten 

nicht geklärt werden. Dann zeigte sich, 
dass der Täter »zuweilen einen Kinema
tographen« besucht hatte. Die Experten 
waren sich schnell einig, dass es wohl der 
»suggestive Einfluss« dieses Mediums ge-
wesen sei, welches den Mörder zu seiner 
Tat veranlasst hatte. Dieses Geschehen, 
man merkt es an dem alten Wort für »Ki-
no«, ereignete sich 1906. Bundesinnen-
minister Seehofer steht insofern in einer 
langen Tradition, wenn er nach dem An-
schlag von Halle die Ursachen in der »Ga-
merszene« sucht und diese »stärker in 
den Blick nehmen« will.

Zunächst ist es ja fast lustig zu sehen, 
dass der Innenminister sich plötzlich für 
die Belange der Mehrheit der Bevölkerung 
(also die »gamer-Szene«) interessiert. Ganz 
ernst gemeint ist aber folgende wissen-
schaftliche Grundregel: aus einer Korre-
lation lässt sich keine Kausalität ableiten. 
Es fahren zwar sehr viele Attentäter zum 
Ort ihrer Tat im Mietwagen, deshalb sind 
aber nicht alle Mietwagennutzer*innen als 
Attentäter*innen einzustufen. Seit den 
2000er Jahren wurde nach diesem Muster 
versucht, aus der Korrelation von »Amok
läufer« und »Ego-Shooter« abzuleiten, dass 
eine Kausalität zwischen dem Spielen 
dieser games und dem Übergang zur Tat 
anzunehmen sei. Diese Theorien sind 
grandios gescheitert und werden heute 
nur noch von Manfred Spitzer vertreten. 
Die Medienwirkungsforschung hat seit 
Jahrzehnten die Perspektive von der An-
nahme, »Medien« würden messbar auf die 
Menschen »wirken«, umgedreht zur Fra-
gestellung, aus welcher sozialen (!) Motiv
lage heraus die Subjekte zu bestimmten FO
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Feminismus hilft
Nach dem antisemitischen Terroranschlag 
in Halle stehen Computerspiele wieder 
unter Generalverdacht. Zu Unrecht. Die 
Gefahr geht vielmehr von einem falschen 
Männlichkeitsideal aus
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■■ Berliner Referendariat  
unattraktiv

Die Anzahl der Referendar*innen in Berlin 
ist trotz des eklatanten Lehrkräfteman-
gels rückläufig. Das geht aus Zahlen der 
Finanzverwaltung hervor. Laut Berliner 
Morgenpost waren im Jahr 2016 noch 
2.044 Plätze belegt, ein Jahr später dann 
1.832 und im Jahr 2018 nur noch 1.662. 
Die Senatsbildungsverwaltung verweist 
hingegen auf »gleichbleibend niedrige« 
Einstellungszahlen. Fest steht: die Zahlen 
sind viel zu niedrig, wollte Berlin doch 
seine Lehramtsausbildung massiv aus-
weiten, um dem gestiegenen Bedarf ge-
recht zu werden. Und nur die Hälfte der 
ursprünglichen Bewerber*innen für das 
reguläre Referendariat tritt ihren Vorbe-
reitungsdienst auch an. Statt das Refe-
rendariat mit einfachen Mitteln attrakti-
ver zu machen, setzt Senatorin Scheeres 
auf den massenhaften Einsatz von Quer-
einsteiger*innen. So hinkt Berlin bei der 
Bezahlung von Referendar*innen weiter 
hinterher. Umso verwunderlicher ist es, 

dass das Abgeordnetenhaus den jüngsten 
Gesetzentwurf zur Erhöhung der Besol-
dung ohne die dringend nötigen Ände-
rungen für Referendar*innen beschlossen 
hat.

■■ Teilweise über 75 Prozent 
Quereinsteiger*innen

In den Bezirken Mitte, Spandau, Neukölln 
und Marzahn-Hellersdorf verfügen mehr 
als 70 Prozent der neu eingestellten Lehr-
kräfte über keine Lehramtsausbildung. 
Dabei benötigen gerade Schulen in ärme-
ren Gegenden besonders gut ausgebilde-
tes Personal. Die neuen Zahlen zeigen 
auch, dass die finanziellen Anreize der 
Senatsverwaltung – die so genannte Brenn
punktzulage von 300 Euro – kaum Wir-
kung haben. Aus Sicht der GEW BERLIN 
wären Arbeitsentlastungen der erfolgver-
sprechende Weg, um eine Steuerwirkung 
zu entfalten. Das könnte zum Beispiel 
durch eine Reduzierung der Unterrichts-
verpflichtung an bestimmten Schulen er

reicht werden. Insgesamt wurde zum neu-
en Schuljahr 2019/20 2.734 neue Lehr-
kräfte eingestellt. 711 von ihnen sind 
Quereinsteiger*innen, weitere 938 haben 
als Lehrkräfte ohne volle Lehrbefähigung 
nicht das Fach studiert, das sie unterrich-
ten. Diese Kolleg*innen sind größtenteils 
befristet eingestellt.

■■ Aufstiegs-BAföG wird  
verbessert

Für die Ausbildung zum Erzieher oder zur 
Erzieherin stellt der Bund künftig mehr 
Geld in Aussicht. Im Kabinett soll hierfür 
eine Reform des Aufstiegs-BAföG auf den 
Weg gebracht werden, mit dem der Bund 
Fortbildungsmaßnahmen unterstützt. Wer 
über niedriges Einkommen und Vermö-
gen verfügt und Anspruch auf finanzielle 
Unterstützung im Rahmen der Weiterbil-
dung hat, soll diese künftig nicht mehr 
zurückzahlen müssen. Die Neuregelung 
soll im August 2020 in Kraft treten, vor-
ausgesetzt, das Parlament stimmt zu. 

■■ Vorbildliche Inklusion  
in Berlin

Die Friedenauer Gemeinschaftsschule hat 
den renommierten Jakob-Muth-Preis 2019 
erhalten. Mit diesem Preis werden seit 
zehn Jahren Schulen geehrt, in denen die 
Inklusion vorbildlich gelingt. Die Jury lobt 
mit Blick auf die Friedenauer Gemein-
schaftsschule insbesondere das Konzept 
der individuellen Förderung, die enge Ver
bindung des Ganztagsangebotes mit dem 
Unterricht sowie die vielfältigen Angebo-
te zur Berufsvorbereitung für Kinder und 
Jugendliche mit Förderbedarf und das 
Produktive Lernen. Den Preis vergibt der 
Beauftragte der Bundesregierung für die 
Belange von Menschen mit Behinderun-
gen, die Deutsche Unesco-Kommission 
sowie die Bertelsmann Stiftung. 

■■ Digitalpakt reicht hinten  
und vorne nicht

Die Mittel aus dem Digitalpakt werden 
bei weitem nicht ausreichen, um eine di-
gitale Mindestausstattung an den Schulen 
zu sichern. Das geht aus einer Berech-
nung der GEW hervor. »Für die Mindest
ausstattung der Schulen sind statt der 
bundesweit durchschnittlich pro Jahr 
bereitgestellten Gelder in Höhe von 1,1 
Milliarden Euro tatsächlich 4,2 Milliarden 
erforderlich. Die Digitalpakt-Mittel rei-
chen rechnerisch gerade aus, um in den 
nächsten fünf Jahren die digitale Mindest

Mit einem eigenen Block war die GEW BERLIN auf der großen Klimademo am 20. September 
vertreten. Auch die Geschäftsstelle war für den Besuch der Demo freigestellt.
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Mitarbeiter zusammenbräche. »Gute Leh-
re, gute Forschung und gutes Wissen-
schaftsmanagement setzen gute Arbeits- 
und Beschäftigungsbedingungen voraus«, 
betonte Keller. 

■■ CDU will Schulpflicht verlängern
Die Berliner CDU hat ihre politischen Zie-
le für die kommende Abgeordnetenhaus-
wahl festgelegt. Eines davon ist die Ver-
längerung der Schulpflicht um zwei auf 
mindestens zwölf Jahre. Das hat zumin-
dest der Landesvorstand beschlossen. Dies 
soll für Jugendliche gelten, die nach der 
Beendigung der Schulzeit keinen Ausbil-
dungsplatz finden. 

■■ Prognosen zum Lehrkräftemangel 
überschlagen sich

Eine neue Schüler*innen-Vorhersage der 
Bertelsmann-Stiftung prognostiziert ei-
nen noch gravierenden Mangel an Grund-
schullehrkräften als bisher angenommen. 
Bis 2025 fehlen dem Bildungsforschern 
Klaus Klemm und Dirk Zorn zufolge bun-
desweit 11.000 Grundschullehrkräfte mehr 
als bislang von der Kultusministerkonfe-
renz der Länder erwartet. Mit schlappen 
168.000 Schüler*innen zu wenig rechnen 
die Länder laut Studie derzeit noch, weil 
ihre Prognosen auf älteren Zahlen basie-
ren. Auch noch im Jahr 2030 werden über 
10.000 Lehrkräfte fehlen, prognostiziert 
die Bertelsmann Stiftung. Die KMK geht hier 
bisher hingegen von einem Überschuss 
von 6.750 Grundschullehrkräften aus.

■■ Wir brauchen mehr 
Gemeinschaftsschulen

Die GEW BERLIN fordert mehr Anstren-
gungen in Richtung längeres gemeinsames 
Lernen. Vor 50 Jahren sind die ersten Ge-
samtschulen in Westdeutschland als eine 
Alternative zum gegliederten Schulwesen 
entstanden. »In Zeiten von zunehmender 
sozialer Spaltung und politischer Polari-
sierung ist die Forderung nach längerem 
gemeinsamen Lernen und mehr Gemein-
schaftsschulen hoch aktuell. Die gemein-
same Bildung ist ein zentraler Ansatz für 
eine solidarische Gesellschaft«, erläuterte 
Tom Erdmann, Vorsitzender der GEW BER-
LIN, anlässlich des 50-jährigen Jubiläums. 
Gerade vor dem Hintergrund der vielen 
neuen Schulbauten forderte Erdmann, 
jetzt die Weichen für mehr Gemeinschafts
schulen zu stellen. Unter den gut 60 neu 
zu bauenden Schulen gibt es bis jetzt 
kaum Gemeinschaftsschulen.�

ausstattung der berufsbildenden Schulen 
zu finanzieren. Allein dort besteht laut 
GEW-Vorstandsmitglied Ansgar Klinger 
ein jährlicher Mehrbedarf von 1,05 Milliar
den Euro. Mit dem Digitalpakt werden 
von 2019 bis 2024 fünf Milliarden Euro 
Bundesmittel bereitgestellt, um die digita-
le Infrastruktur der allgemein- und berufs
bildenden Schulen zu verbessern. Länder 
und Kommunen geben noch einmal min-
destens eine halbe Milliarde hinzu.

■■ Wider die Klischees
Bei der Berufswahl stehen Talente und 
Interessen im Vordergrund. Möchte man 
meinen. Doch in der deutschen Gesell-
schaft spielt die Frage des Geschlechts 
immer noch eine große Rolle. Resultat: 
Berufe, die angeblich typisch für Männer 
oder Frauen sind. Dass das weitreichende 
Folgen hat, zeigen Studien des WZB: Frau-
en entstehen große Nachteile bei Bewer-
bungsverfahren, wenn sie sich in männlich 
dominierten Bereichen bewerben. Gleich-
zeitig gibt es nicht genügend junge Män-
ner, die sich für vermeintlich weibliche 
Metiers interessieren, etwa für die Erzie-
hungsberufe. Die von der Bundesregie-
rung geförderte Initiative »Klischeefrei«, 
ein Bündnis aus Bildung, Politik, Wirt-
schaft und Forschung, setzt sich nun da-
für ein, dass junge Menschen ihre Berufs-
ausbildungs- und Studienwahl unbelastet 
von überholten gesellschaftlichen Nor-
men treffen können. Personalverantwort-
liche sollen sensibilisiert werden, Materi-
alien und Medien überarbeitet und die 
Forschung zu Stereotypen soll vorange-
trieben werden. Weitere Informationen 
gibt es auf www.klischeefrei.de

■■ GEW kritisiert Unis für die 
Verteidigung von Zeitverträgen

Die Vereinigung der Kanzlerinnen und 
Kanzler der Universitäten Deutschlands 
hat sich für das Festhalten an den Befris-
tungsmöglichkeiten an Hochschulen aus-
gesprochen. Die GEW kritisiert dies als 
»anachronistisch«. »Die Uni-Verwaltungs-
chefs sollten sich endlich ihrer Verant-
wortung für faire Beschäftigungsbedin-
gungen und verlässliche Karrierewege in 
der Wissenschaft stellen«, forderte der 
GEW-Vize Andreas Keller. Eine Hochschule 
sei nicht wie in der »Bayreuther Erklärung« 
von den Kanzler*innen beschrieben »pri-
mär ein Qualifizierungssystem«, sondern 
vor allem ein Lehr- und Forschungssystem, 
dessen Betrieb ohne die rund 200.000 
wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und 

Grund zum Feiern: Ja und Nein! Die 
Kinderrechte der Vereinten Nationen 

werden am 20. November 30 Jahre alt. Ja, 
weil es wichtig ist, dass es sie gibt. Nein, 
weil die Rechte von Kindern und Jugendli-
chen – insbesondere bei Entscheidungen 
von Politik, Verwaltung und Recht
sprechung – noch viel zu wenig berück-
sichtigt werden.

Ein Aktionsbündnis Kinderrechte enga-
giert sich bereits seit einigen Jahren 

dafür, das zu ändern und fordert, dass die 
Kinderrechte im Grundgesetz verankert 
werden müssen (www.kinderrech-
te-ins-grundgesetz.de).

Wir nehmen uns in unserem Titel viel 
Raum, um die verschiedenen Rech-

te der Kinder, auf Bildung und auf Partizi-
pation, auf Schutz vor körperlicher und 
seelischer Gewalt, auf angemessene Le-
bensbedingungen aus verschiedenen Per-
spektiven zu beleuchten. Denn: »Kinder 
haben Rechte« und wir Erwachsenen die 
Verantwortung dafür zu sorgen, dass die-
se Rechte erfüllt werden.� CMdR
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Ein Jahr im 
Zeichen 

der Kinderrechte
Wir feiern dieses Jahr das 30-jährige Jubiläum  

der UN-Kinderrechtskonvention. Obwohl Deutschland 
Fortschritte erzielt hat, sind wir von einer Umsetzung der 

Kinderrechte noch weit entfernt

von Kai Hanke

In den letzten 30 Jahren sind eine Reihe von Ver-
besserungen für Kinder und Jugendliche umge-

setzt worden, die wesentlich auch aus der UN-Kin-
derrechtskonvention (UN-KRK) resultieren. Dazu 
gehören die gesetzliche Regelung zur gewaltfreien 
Erziehung, das Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG), 
der Rechtsanspruch auf Kindertagesbetreuung, das 
Bundeskinderschutzgesetz oder die Ergänzung des 
Baugesetzbuches um mehr Kinder- und Jugendbetei-
ligung. Auch finden sich mittlerweile in nahezu allen 
Landesverfassungen explizite Kinderrechte oder es 
wird zumindest gesetzlich hervorgehoben, dass Kin-
der eines besonderen Schutzes bedürfen. Gleichzei-
tig findet eine gesetzlich normierte Beteiligung von 
Kindern und Jugendlichen in Städten und Gemein-
den immer öfter Einzug in die Gemeindeordnungen. 

Aus Sicht einer Organisation, die sich der umfas-
senden Umsetzung der Kinderrechte in Deutschland 
verpflichtet hat, sind diese Entwicklungen natürlich 
erfreulich. Allerdings sollten sie uns nicht davon 
ablenken, dass wir bei der Umsetzung der Rechte 
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Der Mädchenjugend-
club »Schilleria« – 
gut, dass es die gibt!

FOTO: JANINA BÄHRE
GRAFIKEN DER FOLGENDEN 
SEITEN: SHUTTERSTOCK/RUDIE 
STRUMMER, MONTAGE BLEIFREI

§ Recht  
auf Leben

§ Recht  auf  Bildung
§ Recht  

auf 
Gleichheit

von Kindern in vielen Bereichen noch Defizite fest-
stellen müssen. 

Kinderrechte gehören ins Grundgesetz

Deutschland muss sich seiner Verantwortung in Be-
zug auf die Kinderrechte auch auf der Verfassungs-
ebene endlich bewusst werden. Deshalb muss mit 
der Aufnahme von Kinderrechten ins Grundgesetz 
die Position von Kindern im deutschen Rechtssys-
tem gestärkt werden. Kinder werden aktuell nicht als 
Rechtssubjekte behandelt, ihre Grundrechte setzen 
sich in der Rechtsprechung kaum durch. Es fehlt im 
Grundgesetz nach wie vor der Gedanke, dass Kinder 
gleichberechtigte Mitglieder unserer Gemeinschaft 
und eigenständige Persönlichkeiten mit eigener Wür-
de sowie dem Anspruch auf Anerkennung ihrer In-
dividualität sind. Kinder sind keine kleinen Erwach-
senen, sie brauchen über die allgemeinen Grund-
rechte hinaus besondere Rechte. Deshalb sollten die 

Kinderrechte auf Förderung, Schutz und Beteiligung 
sowie der Vorrang des Kindeswohls bei allem staat-
lichen Handeln im Grundgesetz festgeschrieben wer-
den. Eine mit den Zielstellungen der UN-Kinder-
rechtskonvention vereinbare Aufnahme von Kinder-
rechten ins Grundgesetz hätte zahlreiche positive 
Effekte für Kinder: So könnte beispielsweise bei 
Verletzung dieser Rechte eine Verfassungsbeschwer-
de erhoben werden. Auch bei gerichtlichen Entschei-
dungen in unteren Instanzen müssten sich Gerichte 
an den in der Verfassung verankerten Grundrechten 
der Kinder orientieren – etwa, wenn bei der Haus-
haltsplanung einer Kommune Kinderspielplätze oder 
Einrichtungen für Jugendliche zugunsten von Stra-
ßen oder Projekten für Erwachsene gestrichen wer-
den. Die Rechte der Kinder würden einklagbar. Auch 
im Bereich des Kinderschutzes ist von positiven 
Auswirkungen auszugehen. Eine Verankerung des 
Rechtes der Kinder auf Schutz vor Gewalt, Vernach-
lässigung und Ausbeutung im Grundgesetz würde 
zudem den Kinderschutz und das Recht der Kinder 
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sem Zusammenhang auch ein größeres Engagement 
von Medienanbieter*innen bei der Sensibilisierung 
für die Kinderrechtskonvention, um die Bevölkerung 
über die Kinderrechte aufzuklären und eine breite 
gesellschaftliche Diskussion über die Umsetzung in 
Gang zu setzen.

Demokratie zu lernen, erfordert 
Demokratie zu erleben

Trotz aller Fortschritte im Bereich der Mitbestim-
mung von Kindern und Jugendlichen sind wir auch 
im Hinblick auf die Beteiligungsrechte von Kindern 
noch weit von einer kinderfreundlichen Politik ent-
fernt. Es fehlen flächendeckend Zugänge für die jun-
ge Generation, um ihre Meinungen und Perspektiven 
in den politischen Prozess einzubringen. Die Pro-
testformen und Anliegen von Bewegungen wie »Fri-
days for Future« führen uns diese Defizite höchst 
aktuell vor Augen. Gleiches gilt für die Mitbestim-
mung von Kindern und Jugendlichen in der Schule, 
in der Kita oder auch in stationären Einrichtungen 
wie Krankenhäusern. Für die Beschwerden von Kin-
dern und Jugendlichen, die in Heimen aufwachsen, 
existieren bis heute keine zufriedenstellenden Stan-
dards. Ein langer Weg liegt hier noch vor uns, um 
dem Kindeswohlvorrang in allen politischen wie Ge-
richts- oder Verwaltungsentscheidungen zur Durch-
setzung zu verhelfen. 

Beteiligung von Kindern und Jugendlichen muss 
endlich ernst genommen werden, denn sie ist ein 
zentraler Wert einer demokratischen Gesellschaft. 
Demokratie zu lernen, erfordert, Demokratie zu er-
leben. Kinder, die von klein auf ihre Selbstwirksam-
keit erleben, engagieren sich mit hoher Wahrschein-
lichkeit auch im späteren Leben für die Gesellschaft.

Mit Bildung und Beteiligung stärken wir Kinder als 
Subjekte und ermöglichen es ihnen, ihr Leben selbst 
in die Hand zu nehmen. Dabei müssen wir so früh 
wie möglich ansetzen. Denn die frühe Beteiligung 
von Kindern durchbricht den Kreislauf der Verer-
bung von Armut. Durch Mitbestimmung entwickeln 
Kinder schon in jungem Alter soziale Kompetenzen, 
die sie stark machen und die ihnen helfen, als Kin-
der und im späteren Leben erfolgreich mit unange-
nehmen Erfahrungen umzugehen.

Die stagnierend hohen Zahlen von Kindern in Ar-
mut sind eine Schande für eine hoch entwickelte 
Industrienation wie Deutschland. Jedes fünfte Kind 
in Deutschland ist von Armut betroffen, mit fatalen 
Auswirkungen auf die Zukunftschancen dieser Kin-
der. Es gelingt bisher nicht, den Armutskreislauf zu 
durchbrechen. Verschiedene Bildungsstudien zeigen 
immer wieder, wie stark der Bildungserfolg von Kin-
dern noch immer von ihrer (sozialen) Herkunft ab-
hängt.

Kinderarmut wirkt sich auf zahlreiche Bereiche 
des täglichen Lebens von Kindern negativ aus. Des-
halb brauchen wir ein bundesweites Programm zur 
Bekämpfung der Kinderarmut, das ressortübergrei-
fend an verschiedenen Stellen ansetzt. Eltern müssen 

auf eine gewaltfreie Erziehung stärken. Das Wohler-
gehen der Kinder ist häufig schon lange in Gefahr, 
bevor es zu unmittelbarer Gewalt oder extremen For
men der Vernachlässigung kommt. Hier würde eine 
Grundgesetzänderung Entscheidungsträger bei der In
teressenabwägung im Sinne des Kindeswohls stärken.

Wir brauchen darüber hinaus eine umfassende Bil-
dungs- und Informationskampagne von Bund, Ländern 
und Kommunen, um die Kinderrechte und deren 
Bedeutung bekannter zu machen. Ziel muss eine 
kontinuierliche Kinderrechtebildung über die ver-
schiedenen Bildungsinstitutionen und Altersstufen 
hinweg sein. Dabei sollte auch der außerschulische 
Bereich nicht außer Acht gelassen werden. Der UN-
Ausschuss für die Rechte des Kindes fordert in die-

Achtklässler*innen 
in der Waldorfschule: 
Koperartion führt 
zum Erfolg. Gemein-
sam sind Kinder be-
sonders stark.
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in der Lage sein, durch eigene Erwerbstätigkeit sich 
und ihren Kindern eine ausreichende finanzielle Le-
bensgrundlage zu bieten. Wo dies nicht der Fall ist, 
brauchen wir armutsfeste Regelsätze. Bund, Länder 
und Kommunen müssen zudem gemeinsam dafür 
sorgen, dass Einrichtungen für Kinder und Jugend-
liche so ausgestattet werden, dass sie deren Entwick-
lung zu eigenständigen Persönlichkeiten angemes-
sen fördern können.

Grundsätzlich sollte die Familienförderung in 
Deutschland von Grund auf reformiert werden. Eine 
zentrale Baustelle ist die Entbürokratisierung und 
verbesserte Abstimmung der einzelnen Leistungen 
aufeinander, damit diese zielgerichtet bei Kindern 
und Familien ankommen. Daher sollten möglichst 
viele finanzielle Einzelleistungen im Rahmen einer 
Kindergrundsicherung zusammengeführt und aus-
gebaut werden. Um eine Vielzahl an Familien mit 
den vorhandenen Hilfs- und Unterstützungsleistun-
gen zu erreichen, sollte die Bundesregierung den 
Vorschlag der Konferenz der Familienminister*innen 
zur Einrichtung von Familienservicezentren aufgrei-
fen, in denen Familien qualifiziert beraten werden 
und möglichst auch Leistungen 
beantragen können.

Bund und Länder müssen end-
lich gemeinsam eine nachhaltige 
Strategie für die quantitativen 
und qualitativen Herausforderun-
gen im deutschen Bildungssys-
tem auf den Weg bringen. Die 
Probleme sind hinlänglich be-
kannt. Aus kinderrechtlicher Sicht 
ist ein politischer Wille, sich dem 
drängenden, strukturellen Prob-
lem der schlechten Bildungschan-
cen der von Armut betroffenen 
Kinder oder von Kindern mit Fluchterfahrung anzu-
nehmen, an vielen Stellen kaum wahrnehmbar. Das 
kostet natürlich viel Geld, das die Länder und Kom-
munen nicht alleine stemmen können. Deshalb ist 
eine Überwindung des Kooperationsverbotes von 
Bund und Ländern in der Bildung mehr als überfäl-
lig, denn die Bildung unserer Kinder ist in der Finan-
zierung eine gesamtstaatliche Aufgabe. 

In einer zunehmend medial geprägten und durch-
drungenen Lebens- und Arbeitswelt brauchen wir ein 
digitales Umfeld, in dem Kinder Angebote und Diens-
te kompetent und selbstbestimmt nutzen können 
und vor möglichen Risiken geschützt sind. Denn nur 
so können Kinder ihr Recht auf demokratische Teilha-
be an der Informationsgesellschaft konstruktiv und 
verantwortlich in die Tat umsetzen. Für eine syste-
matische Förderung von Medienerziehung und -bil-
dung sowie das Bereithalten von Orientierungshilfen 
im digitalen Raum braucht es eine ausreichende Fi-
nanzierung. Die föderale Struktur der Bundesrepub-
lik sorgt hier für einen Flickenteppich. An dieser 
Stelle könnte eine von Bund und Ländern getragene 
Stiftung Medienkompetenz Abhilfe schaffen. 

Allerdings benötigen wir nicht nur eine Stärkung 
der Medienkompetenz bei Kindern und Jugendlichen, 

sondern auch im Bereich der Ausbildung von päda-
gogischen Fachkräften und Bildungsarbeit mit Eltern. 
Hierfür ist vor allem die verbindliche Verankerung 
von Medienbildung in den Ausbildungscurricula von 
Fachkräften nötig. 

Spielplätze sind häufig einziger Rückzugsraum

Wir brauchen dringend mehr gute Angebote in der 
Kinder- und Jugendarbeit. Wir brauchen attraktive, 
unter Beteiligung von Kindern gestaltete Spielplätze, 
öffentliche Grün- und Freiflächenanlagen, die auch für 
Kinder und Jugendliche etwas bieten, Jugendclubs, 
die ihre Klientel erreichen und nicht immer weiter 
kaputtgespart werden. Wir erleben in Deutschland 
aber seit Jahren einen umgekehrten Trend. Bei Spiel-
plätzen macht sich dieser besonders häufig bemerk-
bar. Die Grünflächenämter benötigen daher ein we-
sentlich höheres Budget. Spielplätze in verdichteten 
Innenstadtquartieren sind häufig der einzige Rück-
zugsraum für Kinder. Kinder entdecken die Welt 
spielend, sie erwerben ihre kreativen Fähigkeiten im 

kindlichen Spiel. Aus diesen 
Gründen normiert die UN-KRK 
das Recht auf Spiel, Freizeit 
und Erholung. Wir müssen 
Kindern die dafür benötigten 
Räume schaffen und erhalten.

Mit Blick auf diese nur blitz-
lichtartig dargestellten Her-
ausforderungen für die Umset-
zung von Kinderrechten in 
Deutschland wird schnell klar: 
Einerseits ist diese gemäß der 
UN-KRK eine längst überfällige 
Entwicklung, zu der Deutsch-

land völkerrechtlich grundsätzlich verpflichtet ist. 
Andererseits unterstützt sie in vielen Bereichen eine 
nachhaltig ausgerichtete, solidarische Zukunftssi-
cherung. Denn wer verantwortlich handeln und da-
bei vor den zukünftigen Generationen bestehen will, 
muss die Interessen und Rechte von Kindern und 
Jugendlichen als einen vorrangigen Gesichtspunkt 
für politisches Handeln in den Blick nehmen. Es 
reicht nicht aus, Kinderfreundlichkeit in Sonntags-
reden immer wieder zu beschwören. Gerade die Po-
litik hat entscheidenden Anteil und Verantwortung 
für die Gestaltung und finanzielle Absicherung einer 
kinderfreundlichen, und damit zukunftsfähigen Ge-
sellschaft. Wir brauchen dringend weitere Fortschrit-
te auf diesem Weg, mit einer konkreten Stärkung der 
nachwachsenden Generationen.�

Kai Hanke,  
stellvertretender Geschäftsführer 

Deutsches Kinderhilfswerk

§ Recht  
auf 

Gesund- 
heit

§ Recht auf 
elterliche 
Fürsorge

»Wir brauchen mehr  
gute Angebote für eine 
kinderfreundliche und 
damit zukunftsfähige 

Gesellschaft.«
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die Kinder zu verlieren und bemühen sich, dass nie-
mand ihre Situation bemerkt. Beim Kinderschutz-
bund können sich Kinder und Eltern bei schwierigen 
Situationen beraten lassen. Es gibt auch immer mehr 
obdachlose Kinder, die bei Freund*innen schlafen 
müssen oder anderweitig unterkommen. Der Träger 
Offroad-Kids hat uns erzählt, dass der Trend auch 
zunimmt, dass Kinder mit ihrem 18. Geburtstag vor 
die Tür gesetzt werden, obwohl sie noch nicht fertig 
mit der Schule oder Ausbildung sind. 

Eine Sache haben laut Kinderschutzbund und un-
serer Erfahrung nach alle armen Eltern und Kinder 
gemeinsam: Sie schämen sich in Armut zu leben, 
können nicht richtig am gesellschaftlichen Leben 
teilhaben und haben oft auch gesundheitliche Prob-
leme, wie zum Beispiel Depressionen. Arme Kinder 
leiden besonders daran, dass Kinderrechte nicht 
wirklich umgesetzt werden. Denn wie wir auch ge-
lernt haben, haben sie viel schlechtere Chancen auf 
gute Abschlüsse. Armut vererbt sich dann. 

Reichtum gerecht verteilen

Die Zahl armer oder von Armut bedrohter Kinder 
steigt in Deutschland seit Jahren. Momentan gilt 
mindestens jedes fünfte Kind als arm. Das hat uns 
geschockt, da Deutschland doch ein reiches Land ist. 
Deshalb war es für uns schwer zu verstehen, warum 
ausgerechnet Kinder hier in Armut leben müssen. 
Der Kinderschutzbund meint, dass auch die Erhö-
hung von Unterstützungsleistungen für Kinder wie 
das Kindergeld oder der Regelsatz der Kindergrund-
sicherung nicht ausreichen, um Armut wirklich zu 
bekämpfen. Vor allem wurde uns vorgerechnet, dass 
Kinder abhängig vom Einkommen der Eltern sehr 
ungerecht finanziell gefördert werden.

Wir fanden die Idee einer Kindergrundsicherung 
sehr gut. Der Kinderschutzbund schlägt 408 Euro für 
Sachmittel plus 220 Euro für Bildung, Betreuung und 
Erziehung vor, solange die nicht eh kostenlos ist. 
Aktuell beträgt die Höhe des Existenzminimums 628 
Euro monatlich. Mit einer entsprechenden bedin-
gungslosen Kindergrundsicherung würden alle Kin-
der das Gleiche erhalten. Aber arme Kinder dürfen 
nicht ohne ihre armen Eltern gedacht werden. Nie-
mand sollte sich mehr schämen müssen. Deshalb 
würden wir ein bedingungsloses Grundeinkommen 
für Eltern gut finden. 

Von unserem Besuch beim Kinderschutzbund sind 
wir mit vielen neuen Ideen zurückgekommen. Wir 
werden uns weiter damit beschäftigen. Nicht zuletzt 
mit der Forderung, Kinderrechte im Grundgesetz zu 
verankern.�

Wir sind Schüler*innen der Klasse 8b der Ge-
meinschaftsschule Campus Efeuweg. Im Rah-

men unseres Schulprojektes »Kinder haben Rechte« 
haben wir den Kinderschutzbund Berlin besucht und 
über Kinderrechte und Kinderarmut gesprochen. 

Auch wir und unsere Lehrerin haben viel Erfah-
rung damit, wie Armut im Schulalltag aussieht. Viele 
Kinder kommen hungrig zur Schule. Auch das Mit-
tagessen in der Grundschule löst das Frühstückspro-
blem nicht und auch nicht die Versorgung der Schü-
ler*innen an den Sekundarschulen. Zu Ausflügen, 
Geburtstagen und Klassenfahrten sind viele Kinder 
oft krank oder sagen, dass sie nicht mitwollen, weil 
die Eltern kein Geld dafür haben. Es gibt auch immer 
mehr Kinder und Jugendliche, die kein Dach über 
dem Kopf haben. Wir haben von Familien gehört, die 
eine Zeit lang in Parks oder im Auto leben mussten. 
Oder wir kennen Familien, die schon in drei ver-
schiedenen Obdachlosenheimen gelebt haben und 
immer noch kein Dach über dem Kopf haben. Wir 
kennen auch viele Familien, die kurz davor stehen, 
ihre Wohnung zu verlieren. Eigentlich suchen fast 
alle, die wir kennen, gerade nach einer Wohnung, die 
sie bezahlen können. 

Viele Kinder können keine Freund*innen einladen, 
weil es keinen Platz zu Hause gibt. In einer Wohnung 
wohnen so viele, dass es auch zu mehr Streit und 
Gewalt kommt. Die Mitarbeiter*innen vom Kinder-
schutzbund sagen, es gibt keine verlässlichen Zahlen 
über Gewalt in Familien. Viele Eltern haben Angst, 

Armut
hat viele
Folgen

Kinder kommen hungrig zur Schule, 
nehmen nicht an Ausflügen teil, haben 

schlechtere Chancen auf gute 
Abschlüsse. Schüler*innen einer  

8. Klasse stellen im Rahmen eines 
Schulprojektes fest, dass es besonders 

die Rechte von armen Kindern sind, 
die verletzt werden

von Zilan, 13 Jahre

Zilan, Schülerin der  
Klasse 8b der Gemeinschaftsschule 

Campus Efeuweg

§ Recht auf  
angemessene 

Lebensbedingungen

§ Recht auf  
ein Bett

§ Recht  
auf  

Freizeit
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Julia: Frau Dix, Sie arbeiten in Neukölln, vor allem mit 
Kindern. Was machen Sie genau?

Dix: Ich arbeite in der Prävention. Das heißt, ich 
führe viele Anti-Gewaltveranstaltungen mit Kindern 
und Jugendlichen durch und bereite sie darauf vor, 
dass sie weder Opfer noch Täter werden.

Julia fragt: »Was sind denn im Einzelnen die Rechte 
von Kindern?« Anja Dix gibt die Frage an die Schü-
ler*innen zurück: »Was glaubt denn die Klasse, was 
Kinder brauchen?« Die Schüler*innen tragen zusam-
men: Schlaf, Liebe, Nahrung, Freizeit, Taschengeld, 
Unterkunft, ein Bett, Bildung, Freund*innen, Respekt, 
Schulpflicht, Erziehung, Meinungsfreiheit, Freiheit 
und Privatsphäre.

Welche Kinderrechte werden ihrer Meinung nach in 
Neukölln verletzt?

Dix: Ich habe schon erlebt, dass ein Kind erzählt hat, 
dass es mit dem Kochlöffel geschlagen wird oder, dass 
Mädchen sich nicht uneingeschränkt treffen oder 

bewegen dürfen. Dann werden die Brüder hinterher-
geschickt. Ich habe auch schon erlebt, dass Mädchen 
sich ritzen, weil sie vom Vater missbraucht werden. 
Einmal haben uns Nachbarn angerufen, weil ein drei-
jähriges Mädchen alleine zu Hause war, da wird die 
Aufsichtspflicht verletzt. Manche Mädchen, auch schon 
die Kleinen, sagen tatsächlich: »Ich habe ein kleines 
Geschwisterbaby, auf das ich aufpasse.« Die haben 
dann keine Freizeit. Wie oft bin ich in Klassen, wo 
die Kinder kein Essen, kein Trinken dabeihaben und 
mit einem leeren Schulranzen kommen. Kinderarbeit 
kommt auch vor. 

Was können Kinder tun, wenn ihre Grundrechte verletzt 
werden?

Dix: Prinzipiell kann sich überall Hilfe geholt wer-
den. In der Schule könnt ihr zur Lehrkraft gehen oder 
nachfragen, ob die Handlung der Eltern erlaubt ist. 
Natürlich ist es schwierig, sich gegen die Eltern auf-
zulehnen, aber manchmal ist es unumgänglich, vor 
allem bei Zwangsehen. Man kann zum Kinderschutz-

Weder Opfer noch Täter werden
Im Rahmen des Schulprojektes »Kinder haben Rechte« bekam die Klasse 8b der  

Gemeinschaftsschule Campus Efeuweg Besuch von der Polizei. Die Schülerin Julia hat deren 
Präventionsbeauftrage Anja Dix interviewt

Das Interview führte Julia, 14 Jahre

§ Recht auf  
Fürsorge bei 
Behinderung
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Schule kann – mit der Unterstützung spezialisierter 
Fachberatungsstellen – ein wichtiger Ort für Präven-
tion sein. Informieren Sie sich über Träger vor Ort, 
Programme der Länder und Finanzierungsmöglich-
keiten. Präventionsarbeit sollte neben der Arbeit mit 
Kindern und Jugendlichen Qualifizierungen für Lehr-
kräfte beinhalten und Eltern sensibilisieren.

Mit einem Präventionsworkshop ist es nicht getan. 
Es braucht eine Haltung, die das Thema kontinuier-
lich angeht, einen kritischen Blick auf institutionelle 
Strukturen wagt und Schüler*innen zeigt, dass ihre 
Selbstbestimmung respektiert wird. Das beinhaltet 
die Auseinandersetzung mit Schutzkonzepten im 
Kollegium sowie einen aktiven Umgang mit Fehlern. 
Nicht alle Grenzverletzungen geschehen mit Hinter-
gedanken – dennoch ist es wichtig, diese unter Kolleg
*innen anzusprechen. Ein Klima, in dem unbeabsich-
tigte Grenzverletzungen ignoriert werden, begüns-
tigt absichtliche und gibt Täter*innen Sicherheit.

25 Prozent der Betroffenen vertrauen sich nieman-
dem an. Sorgen Sie dafür, dass Schüler*innen Worte 

Gerade, wenn in den Medien über sexualisierte 
Gewalt an Kindern berichtet wird, geht bei vie-

len, die mit jungen Menschen arbeiten, das Gedan-
kenkarussell los: Was ist, wenn das jemandem in 
meiner Klasse passiert? Würde die betroffene Person 

sich mir anvertrauen? Wie würde 
ich mich verhalten? 

Dass Lehrkräfte, Erzieher*in-
nen und Schulsozialarbeiter*in-
nen sich beim Thema sexuali-
sierte Gewalt zunächst überfor-
dert fühlen, ist nicht verwunder-
lich. Einerseits ist es statistisch 
gesehen wahrscheinlich, dass 

ihnen im Unterricht Kinder und Jugendliche gegen-
übersitzen, die sexualisierte Gewalt erleben muss-
ten. Dunkelfeldstudien gehen davon aus, dass pro 
Schulklasse ein bis zwei Schüler*innen betroffen 
sind. Andererseits kommt das Thema in der Ausbil-
dung zu kurz und im Schulalltag fehlt Zeit zur Aus-
einandersetzung mit Schutzkonzepten.

»Pro Schulklasse sind ein 
bis zwei Schüler*innen 

betroffen.«

Dix: Weil die Polizei verpflichtet ist, es den Eltern 
zu melden. Auch beim Jugendamt kommen die Kinder da 
nicht drum rum. Kinder kommen dann in Loyalitäts-
konflikte, sie wollen nicht schlecht über die Eltern re-
den. Kinder haben dann Angst, Ärger zu bekommen und 
weiter bestraft zu werden oder ohne Eltern da zu ste-
hen. Kinder haben auch oft Angst vor den Täter*innen.

Wäre es sinnvoll, wenn die Kinderrechte ins Grundge-
setz kommen?

Dix: Viele der Dinge sind schon im Grundgesetz 
verankert. Eltern dürfen nicht die Würde von Kin-
dern verletzen und müssen sich um sie kümmern. 
Spontan weiß ich noch nicht, welche Kinderrechte 
ich dort ergänzen würde.�

team gehen oder dort anrufen. Das geht auch anonym. 
Auch das Jugendamt hilft, aber das Kind muss den 
Schritt schaffen und um Hilfe bitten. Es gibt auch die 
Schulsozialarbeit, an die man sich wenden kann. Na-
türlich sind auch wir Ansprechpartnerin für Kinder 
und Jugendliche.

Für welche Fälle ist die Polizei zuständig? Welche Rolle 
spielt sie?

Dix: Für alles, das den Schutz von Kindern angeht. 
Bei körperlicher Gewalt, bei Verletzung der Fürsorge 
oder Erziehungspflicht, da geht es um psychische und 
um die körperliche Entwicklung von Kindern und Ju-
gendlichen. In der Regel kommt bei Verstößen auch die 
Kriminalpolizei. Bei Gefährdung des Kindeswohls grei
fen wir sofort ein. Die Polizei informiert das Jugend
amt und stimmt sich mit diesem ab. Die Kinder- und 
Jugendnotdienste sind auch Samstag und Sonntag 
besetzt. 

Warum haben Kinder oft Angst zur Polizei zu gehen, 
wenn ihre Rechte verletzt wurden? Welche Hürden gibt es?

Julia, Schülerin der Klasse 8b der  
Gemeinschaftsschule Campus Efeuweg. 

Anja Dix, Präventionsbeauftragte der  
Polizei Berlin und zuständig für den Polizeiabschnitt 56 

(Neukölln: Britz, Buckow, Gropiusstadt und Rudow)

§ Recht auf  
gewaltfreie 
Erziehung

Nur eine*r von sieben
Erwachsenen glaubt dem Kind

Kinder haben das Recht auf Schutz vor körperlicher und seelischer Gewalt, vor Misshandlung und vor 
sexuellem Missbrauch. Schule kann ein wichtiger Ort für Prävention sein

von Johanna Lindemann
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zur Verfügung haben, um sich mitzuteilen. Dazu ge
hört Wissen über den Körper ebenso wie die Thema-
tisierung eigener Grenzen. Sexualkunde sollte nicht 
nur biologische Fakten vermitteln, sondern das The-
ma Konsens zentral setzen. Zeigen Sie Schüler*in-
nen, dass Sie auch sonst ihre Selbstbestimmung re-
spektieren – indem Sie beispielsweise vor Hilfestel-
lungen im Sport um Erlaubnis fragen und Alternati-
ven anbieten. 

Kinder sollten wissen, dass es neben guten Geheim
nissen (beispielsweise einer Geburtstagsüberraschung) 
auch solche gibt, die Bauchschmerzen machen und 
dass es nichts mit Petzen zu tun hat, Sorgen zu teilen. 
Zeigen Sie Ihren Schüler*innen, dass Sie sie ernst 
nehmen und hören Sie ihnen zu – auch wenn Schnuf-
fel das fünfte Haustier diese Woche ist, von dessen 
tragischem Tod Sie erfahren. So erleben die Schü-
ler*innen Sie als Person, bei der ihre Sorgen gut auf-
gehoben sind. 

Aber: es kann sein, dass Kinder oder Jugendliche 
eine Ansprechperson außerhalb ihres Alltagsumfelds 
vorziehen. Legen Sie altersgerechtes Material von 
Fachberatungsstellen aus. Und wenn sich ein*e Schü-
ler*in direkt an Sie wendet? Hören Sie zu und nehmen 
Sie das Gesagte ernst. Im Schnitt glaubt erst jede*r 
siebte Erwachsene dem Kind – eine zusätzliche Belas-
tung. Loben Sie den mutigen Schritt. Gerade bei Tä
ter*innen aus der Familie oder dem Umfeld (nur circa 
25 Prozent der Taten werden durch Fremde verübt) 
befinden sich Betroffene oft in einem Loyalitätskon-
flikt und brauchen positive Bestärkung.

Spielen Sie nicht Detektiv*in! Es ist nicht Ihre Auf-
gabe, den »Fall« aufzudecken oder möglichst viele 
Infos herauszubekommen – zu viel Nachbohren kann 
Betroffene überfordern. Sie sind dafür da, dass Ihr*e 
Schüler*in die nötige Unterstützung bekommt. Holen 
Sie sich Hilfe von einer Fachberatungsstelle! Wildwa-
sser e.V. bietet vielfältige Unterstützungsmöglichkei-

ten für Betroffene sexualisierter 
Gewalt. Unsere Mädchen*beratungs
stellen beraten Mädchen, Trans und 
junge Frauen bis 27 Jahren sowie 
Vertrauenspersonen – auch telefo-
nisch und online. Die Bedürfnisse 
und Wünsche der Betroffenen sind 
zentral. Ziel ist, die bestmögliche 
Unterstützungsform zu finden. Im 
Fall einer Strafanzeige begleitet 
Wildwasser durch den Prozess. Der Mädchennot-
dienst hat eine Anlaufstelle beim Jugendnotdienst 
und eine von Wildwasser geführte Krisenwohnung. 
Hier kommen Mädchen von 12 bis 18 Jahren in der 
Clearingphase, in der geklärt wird, wie es weiterge-
hen kann, unter. Die Wohnung bietet einen sicheren 
Ort, um zu sich zu kommen und nächste Schritte zu 
planen. Das kann eine Rückkehr in die Familie (bei-
spielsweise nach Auszug eines gewalttätigen Part-
ners) mit zusätzlicher Unterstützung bedeuten, aber 
auch den Einzug in ein therapeutisches Wohnange-
bot, eine Wohngemeinschaft oder ambulant betreu-
tes Wohnen. Es gibt eine 24-Stunden Betreuung, eine 
enge Zusammenarbeit mit der Beratung und die 
Möglichkeit, vor Ort mit einer Psychologin zu spre-
chen.�

Mehr Informationen zu unseren anderen Angeboten finden Sie auf 
www.wildwasser-berlin.de. Das Hilfe-Portal sexueller Missbrauch 
bietet eine Suchfunktion für Fachberatungsstellen im gesamten 
Bundesgebiet – auch für Jungen.

Johanna Lindemann, Mitarbeiterin im 
Mobilen Schulungsteam Kinderschutz 

von Wildwasser e.V. Berlin

FACHBERATUNGS
STELLEN
• Mädchenberatung 
Wildwasser für Mädchen 
und junge Frauen, die 
sexuelle Gewalt erlebt 
haben oder sich davon 
bedroht fühlen.  
Tel. 486 28 222 (Wed-
ding), Tel. 282 44 27 
(Mitte)
• Mädchennotdienst 
Wildwasser für Mäd-
chen zwischen 12 und 18 
Jahren; Unterkunft in 
Notsituationen, Betreu-
ung, Beratung, und Un-
terstützung bei der Lö-
sung von Konflikt- und 
Krisensituationen,  
Tel. 21 00 39 90
• berliner jungs; Bera-
tung für von sexualisier-
ter Gewalt betroffene 
Jungen*, Tel. 236 33 983
• Hilfetelefon sexueller 
Missbrauch für Jungen 
und für Mädchen,  
Tel. 0800 22 55 530

»Zeigen Sie Ihren 
Schüler*innen, dass Sie 
sie ernst nehmen und 
hören Sie ihnen zu.«
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Ohne Papiere
keine Bildung

Kinderrechte werden gerade bei den  
Schwächsten besonders auf die Probe  

gestellt. Vor allem Kindern ohne Papiere  
werden viele ihrer Rechte verwehrt. Auch  

der Zugang zu Bildung wird erschwert

von Sebastian Muy und Guido Siegel

Der Zugang zu Bildung ist universelles Menschen- 
und Kinderrecht. Trotzdem sind in Berlin Kinder 

und Jugendliche von diesem Recht ausgeschlossen. 
Zum Schuljahresstart im August hat die Initiative 
Solidarity City Berlin mit einem offenen Brief darauf 
aufmerksam gemacht, dass Kindern und Jugendli-
chen, die nicht über einen gültigen Aufenthaltstitel 
oder eine Aufenthaltsgestattung verfügen, ihr Recht 
auf Schulbesuch in vielen Fällen verwehrt wird. In 
der Initiative haben sich Menschen mit und ohne 
gültigen Aufenthaltsstatus zusammengeschlossen, 
um auf kommunaler Ebene gleiche Rechte für alle 
Kinder zu erkämpfen. 

Schulbesuch keine Frage des Aufenthaltsstatus 

Da das Recht auf Bildung ein allgemeines Menschen-
recht ist, muss es auf Bundes- und Landesebene ei-
gentlich umgesetzt werden. Denn die Menschen-
rechtsverträge, die Deutschland ratifiziert hat, gel-
ten unmittelbar wie ein Bundesgesetz. Zudem sind FO
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innerstaatliche Gesetze grundsätzlich völker- und 
damit auch menschenrechtsfreundlich auszulegen. 
Auf Bundesebene hat das Parlament im Jahr 2011 die 
Übermittlungspflicht von Schulen an die Ausländer-
behörde ausdrücklich mit dem Ziel aufgehoben, 
auch dieser Gruppe ihr Recht auf Bildung zu ermög-
lichen. Schulen sollen nicht mehr melden, wenn ihnen 
bekannt ist, dass Schüler*innen über keinen gültigen 
Aufenthaltsstatus verfügen, damit kein Kind der Schu-
le aus Angst vor negativen Konsequenzen fernbleibt. 

Auf Länderebene legt das Berliner Schulgesetz un-
missverständlich fest, dass »jeder junge Mensch (...) 
ein Recht auf gleichen Zugang zu allen öffentlichen 
Schulen« hat, und im »Leitfaden zur Integration von 
neu zugewanderten Kindern und Jugendlichen in die 
Kindertagesförderung und die Schule« der Berliner 
Senatsverwaltung für Bildung wird klargestellt, dass 
Kinder und Jugendlichen ohne Papiere »unter den 
gleichen Bedingungen wie schulpflichtige Kinder 
und Jugendliche« die Schule besuchen sollen.

Alltag voller Steine

Doch im Alltag werden den Betroffenen immer wie-
der Steine in den Weg gelegt. An vielen Schulen ist 
immer noch nicht angekommen, dass das Recht auf 
Bildung absolute Priorität hat. Das berichten immer 
wieder Betroffene selbst, und das zeigt die von der 
GEW in Auftrag gegebene Studie »Es darf nicht an 
Papieren scheitern« aus dem Jahr 2015. So werden 
bei der Anmeldung häufig Unterlagen gefordert, wel-
che die Erziehungsberechtigten aufgrund der aufent-
haltsrechtlichen Situation nicht vorlegen können, 
wie eine Meldebescheinigung. Und dies, obwohl 
rechtlich klar geregelt ist, dass Schüler*innen ohne 
nachgewiesenen Wohnsitz keinesfalls vom Schulbe-
such ausgeschlossen werden dürfen und auch die 
Senatsschulverwaltung auf Nachfrage betont, dass 
weder Meldebescheinigung noch Geburtsurkunde 
zwingend vorgelegt werden müssen. 

Auch die Tatsache, dass Schüler*innen ohne gültigen 
Aufenthaltstitel oder -gestattung keine Krankenver-
sicherung nachweisen können, wird als Hinderungs-
grund angesehen, sie zu beschulen. Doch Kinder und 
Jugendliche, die eine Schule besuchen, sind automa-
tisch unfallversichert. Bedenken und Unsicherheiten, 
die mit der Teilnahme am Unterricht oder schulischen 
Veranstaltungen ohne individuelle Krankenversiche-
rung verbunden sind, sind somit unbegründet. 

Schwierigkeiten können außerdem entstehen, da 
zwar Schulen von der Übermittlungspflicht ausge-
nommen sind, andere kommunale Behörden, die eng 
mit der Schule kooperieren, aber nicht. So sind das 
Jugend- oder das Gesundheitsamt noch immer mel-
depflichtig gegenüber der Ausländerbehörde. Das 
muss bedacht werden, zum Beispiel bei der Hortan-
meldung, die gewöhnlich automatisch an das Ju-
gendamt weitergeleitet wird.

Obwohl Schulen nicht mehr der Übermittlungs-
pflicht unterliegen, ist die Angst vor Weitergabe von 
personenbezogenen Daten an die Ausländerbehörde 

in der Praxis weiterhin ein zentrales Hindernis auf 
dem Weg zu schulischer Bildung. Wie die vorliegen-
den Studien und Erfahrungsberichte von Betroffenen 
zeigen, ist diese Angst leider nicht immer unbegrün-
det. Aus der fehlenden 
Übermittlungspflicht 
folgt jedoch aus Daten-
schutzgründen ein 
Übermittlungsverbot. 
Die Übermittlung von 
Daten über den Aufent-
haltsstatus eines Kindes 
an die Ausländerbehör-
de ist ganz sicher nicht 
erforderlich für die Aufgaben einer Schule, wie sie 
in Paragraph 1 des Berliner Schulgesetzes definiert 
sind. Daraus folgt, dass Schulen nicht zur Übermitt-
lung von personenbezogenen Daten an die Auslän-
derbehörde berechtigt sind, da es an einer Rechts-
grundlage für eine Übermittlung fehlt und die Über-
mittlung die Erfüllung ihres Bildungsauftrages für 
alle Kinder in Berlin massiv gefährden würde.

Eine Frage der Haltung

Die Autorinnen der zitierten GEW-Studie stellen fest, 
dass auf schulischer Ebene eine Harmonie aus Wis-
sen, Können und Wollen notwendig ist, damit das 
Recht auf Bildung für alle umgesetzt werden kann. 
Wir, als Beschäftigte in Bildungs- und Erziehungsein-
richtungen, müssen wissen, dass alle Kinder unab-
hängig von ihrem Aufenthaltsstatus ein Recht auf 
Schulbesuch haben. Das Recht auf Bildung ist so 
bedeutend, dass Gesetzgeber und Verwaltung ver-
pflichtet sind, durch ihr Handeln dafür Sorge zu tra-
gen, dass es nicht nur auf dem Papier steht, sondern 
faktisch und universell verwirklicht werden kann. 
Wir müssen die Ressourcen haben, um Kindern und 
Jugendliche aufnehmen zu können, bei denen man-
che Formalia von der Mehrheit der Schüler*innen 
abweichen und hierbei Unterstützung durch Verwal-
tung und Politik erhalten. Denn eine Anmeldung, die 
von der gewöhnlichen Routine abweicht, benötigt 
möglicherweise mehr Zeit und mitunter unbürokra-
tische Lösungen. Außerdem müssen wir eine klare 
Haltung zeigen und wollen, dass alle Kinder gleich-
berechtigt an Bildung partizipieren können. Schü-
ler*innen ohne Papiere sollte mit Offenheit begegnet 
und ihnen die Gewissheit vermittelt werden, dass sie 
ein Recht auf Schulbesuch haben. Neben aufenthalts-
rechtlichen Beratungsstellen wie dem Beratungs- und 
Betreuungszentrum für junge Flüchtlinge und Mi
grant*innen (BBZ) oder der Kontakt- und Beratungs-
stelle für Flüchtlinge und Migrant*innen e. V. (KuB) 
kann dabei auch die GEW helfen.�

Sebastian Muy, Solidarity City Berlin und  
Guido Siegel, GEW BERLIN

»Schulen müssen 
unbürokratische 

Lösungen finden.«

§ Recht auf  
Schutz  

vor Krieg
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ische Gerichtshof (EuGH) urteilte am 12. April 2018, 
dass eine solche Auffassung europarechtswidrig ist. 
Das Recht auf Familiennachzug würde praktisch in 
Frage gestellt, wenn es nicht davon abhinge, ob das 
Kind zum Zeitpunkt des Antrags noch minderjährig 
sei, sondern davon, wie schnell oder langsam eine 
Behörde über einen gestellten Antrag entscheide. 
Eine solche Auffassung laufe den Grundsätzen der 
Gleichbehandlung und der Rechtssicherheit zuwider. 
Trotz des klaren Wortlauts des EuGH-Urteils und 
auch mehreren Gerichtsentscheidungen deutscher 
Gerichte, die dessen Argumentation unterstützen, 
weigert sich das Auswärtige Amt bis heute, das Ur-
teil umzusetzen. Das hat zur Folge, dass zahlreichen 
unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen, die mitt-
lerweile volljährig geworden sind, das Recht auf Zu-
sammenleben mit ihren Eltern europarechtswidrig 
weiterhin vorenthalten wird.

Kriegsflüchtlinge haben schlechte Karten

Ebenfalls in einer schwierigen Situation sind jene 
unbegleiteten Minderjährigen, denen im Asylverfah-
ren zwar nicht der Flüchtlingsstatus, jedoch der 
»subsidiäre Schutzstatus« zuerkannt wird, weil ih-
nen in ihrem Herkunftsland ein ernsthafter Schaden, 
beispielsweise wegen eines bewaffneten Konflikts, 
droht. Das betrifft seit dem Jahr 2016 vor allem 
Menschen aus Syrien. Viele von ihnen waren damals 
in dem berechtigten Glauben nach Deutschland ge-
kommen, zeitnah ihre engsten Familienangehörigen 
nachholen zu können. Dann jedoch setzte die Bun-
desregierung den damals geltenden Rechtsanspruch 
auf Familiennachzug für subsidiär Schutzberechtig-
te für zunächst zwei Jahre aus, dann noch einmal 
für viereinhalb Monate. Seit dem 1. August 2018 ist 
ein Familiennachzug zu subsidiär Schutzberechtig-
ten zwar wieder möglich, aber nur »aus humanitären 
Gründen« und beschränkt auf maximal 1.000 Visa 
pro Monat. Die aktuellen Zahlen zeigen, dass nicht 

Gemäß dem 3. Artikel der UN-Kinderrechtskon-
vention (KRK) ist das Wohl des Kindes ein Ge-

sichtspunkt, der bei allen staatlichen Maßnahmen, 
die Kinder betreffen, »vorrangig zu berücksichtigen 
ist«. Darüber hinaus enthält die KRK auch Normen, 
die sich explizit auf das Recht auf Familienleben be-
ziehen. Demnach haben die Vertragsstaaten sicher-
zustellen, »dass ein Kind nicht gegen den Willen 
seiner Eltern von diesen getrennt wird«, es sei denn, 
diese Trennung ist zum Wohl des Kindes notwendig. 
Anträge auf Familienzusammenführung von oder zu 
Kindern sind daher »wohlwollend, human und be-
schleunigt« zu bearbeiten.

Das Kindeswohl ist zweitrangig

Gemessen an diesen kinderrechtlichen Maßstäben 
ist die derzeitige Rechtslage und Politik in Bezug auf 
das Recht auf Familienleben geflüchteter Kinder und 
Jugendlicher in Deutschland hochgradig unzurei-
chend und problematisch. Welche Möglichkeiten 
unbegleitete minderjährige Geflüchtete haben, ihre 
engsten Familienangehörigen nach Deutschland 
nachzuholen, hängt unter anderem davon ab, was 
für einen Schutzstatus sie im Asylverfahren zuer-
kannt bekommen. Werden sie als Flüchtlinge nach 
der Genfer Flüchtlingskonvention anerkannt, so ha-
ben sie einen Rechtsanspruch auf Nachzug der El-
tern. Jedoch, so bis heute die Auffassung der deut-
schen Behörden, nur bis zu ihrem 18. Geburtstag. 
Werden sie vor der Entscheidung über ihren Asylan-
trag oder während des laufenden Visumverfahrens 
ihrer Eltern volljährig, so lehnt die deutsche Aus-
landsvertretung deren Visumantrag ab. Der Europä-

Von den Eltern 
getrennt

Deutschland baut hohe Hürden für den 
Familiennachzug und verletzt damit die Rechte 

von Kindern

von Sebastian Muy

§ Recht auf  
Schutz vor 

Misshandlung

§ Recht  
auf  

Respekt
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einmal das Kontingent von 1.000 Visa pro Monat tat-
sächlich ausgeschöpft wird. Zahlreiche Minderjähri-
ge sind daher bereits seit Jahren von ihren Eltern 
getrennt. Auch hier gilt: Wenn die unbegleiteten 
Minderjährigen 18 Jahre alt werden, bevor ihre El-
tern ein Visum bekommen, ist ein Familiennachzug 
ausgeschlossen.

Egal ob es sich um unbegleitete Minderjährige mit 
einem Flüchtlingsstatus oder mit einem subsidiären 
Schutzstatus handelt, sie sind beim Nachzug ihrer 
Geschwister mit großen Problemen konfrontiert. Ob-
wohl auch sie eigentlich Teil der »Kernfamilie« sind, 
für die das Aufenthaltsgesetz Möglichkeiten des Fa-
miliennachzugs grundsätzlich vorsieht, fehlt eine 
eigene gesetzliche Grundlage für den Geschwister-
nachzug. Die Folge ist, dass häufig nur die Eltern 
eines unbegleiteten minderjährigen Flüchtlings Visa 
bekommen, die minderjährigen Geschwister jedoch 
zurückbleiben müssen. Teilweise ist ein Nachzug 
»über Umwege« möglich, indem zunächst ein Eltern-
teil einreist, Familienasyl beantragt und nach der 
Anerkennung als Flüchtling oder subsidiär schutz-
berechtigt wiederum einen Antrag auf Kindernach-
zug stellen kann. Doch selbst wenn ein solcher »Plan 
B« am Ende funktioniert, dauert das Verfahren meist 
länger als ein weiteres Jahr, die bereits jahrelange 
Familientrennung wird also in anderer Konstellation 
weiter fortgesetzt.

Geschwister bleiben oft zurück
 

Bisher war nur die Rede von den Problemen beim 
Familiennachzug zu unbegleiteten minderjährigen 
Geflüchteten, die sich bereits in Deutschland befin-
den. Ebenso problematisch ist aber natürlich die 
Verletzung der Rechte der Kinder, die sich noch im 
Ausland befinden, und die durch restriktive Gesetze 
und Verwaltungspraxis von ihren Eltern oder einem 
Elternteil in Deutschland getrennt bleiben. Oft ist es 
den Familien nicht möglich, als kompletter Famili-
enverband auf einmal zu fliehen. Zum Beispiel, weil 
ein Teil der Familie »Hals über Kopf« aufbrechen 
muss oder wegen der Risiken und Strapazen sowie 
den hohen Kosten einer Flucht über das Mittelmeer. 
Daher erschien eine temporäre Familientrennung 
vielen Familien als ein »kleineres Übel«, in der Hoff-
nung, bald wieder zusammen als Familie an einem 
sicheren Ort leben zu können. Durch die Gesetzes-
verschärfungen wurden diese, zum Zeitpunkt der 
Flucht auf der Grundlage der geltenden Gesetze be-
rechtigten, Erwartungen jedoch vielfach zunichte 
gemacht, so dass Kinder nicht, wie erwartet, nur ei-
nige Monate, sondern viele Jahre von einem Eltern-
teil oder sogar von beiden Eltern getrennt leben 
müssen. Hierunter leiden die Kinder oft sehr, wie 
viele ebenso verzweifelte Elternteile in Deutschland 
berichten.

Als im Jahr 2018 im Bundestag über die Neurege-
lung des Familiennachzugs zu subsidiär Schutzbe-
rechtigten diskutiert wurde, war der Familiennach-
zug von Geflüchteten ein Thema, das in den Medien 

sehr präsent war. Mittlerweile, über ein Jahr nach 
Inkrafttreten des neuen Gesetzes, ist es in der öf-
fentlichen Debatte relativ ruhig geworden. Viele be-
troffene Kinder leiden jedoch nach wie vor unter 
den Folgen der restriktiven Gesetzes- und Weisungs-
lage. Daher ist es wichtig, zum Einen die Betroffenen 
dabei zu unterstützen, Zugang zu Informationen 
und Beratung zu den Voraussetzungen und Verfah-
ren des Familiennachzugs zu erhalten. Zum Anderen 
sollten wir aber auch dagegen protestieren, dass 
zahlreichen geflüchteten Kindern durch restriktive 
Politik der Zugang zum Recht auf Familienleben de 
facto vorenthalten wird.�

Sebastian Muy,  
Beratungs- und Betreuungszentrum  

für junge Flüchtlinge und Migrant*innen (BBZ)

Vielen unbegleite-
ten, minderjährigen 
Geflüchteten wird 
das Recht auf 
Familiennachzug  
verwehrt.
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holt hat, in dem auch Kritik am Unterricht geübt 
werden durfte. Wen wundert’s, ist Demokratiebil-
dung doch auch kein bedeutender Teil der Lehrkräf-
teausbildung im Studium oder dem Referendariat.

Kinder und Jugendliche müssen aber ernst genom-
men und als gleichberechtigte Parteien wahrgenom
men werden. Umfragen zeigen jedoch, dass das noch 
viel zu selten der Fall ist, zumindest aus Perspektive 
der Schüler*innen. Kinder und Jugendliche sehen 
laut des Kinderreports Deutschland 2018 des Deut-
schen Kinderhilfswerkes in fast allen Bereichen einen 
höheren Bedarf an Mitbestimmung als die Erwachse-
nen. Nur zwei Prozent der Kinder und Jugendlichen 
gaben an, bei vielen Dingen in der Schule mitbestim-
men zu können. Drei von vier Schüler*innen vertraten 
die Ansicht, nur bei sehr wenigen Dingen oder gar 
nicht mitbestimmen zu können. Denn die Mitbestim-
mung in der Schule beschränkt sich vielerorts auf 
die Wahlen von Klassen- und Schüler*innensprecher
*innen, die Klassenraumgestaltung und Ausflüge. 
Nur insgesamt zehn Prozent durften bei Themen wie 
Projektwochen, der Auswahl von Büchern oder der 
Gestaltung der Schulordnung mitbestimmen. Und 
das, obwohl Mitbestimmung von Schüler*innen eine 
gesetzliche Verpflichtung darstellt.

Mitbestimmung ist ein Muss

Die Berliner Schule verfolgt den im Berliner Schulge-
setz festgeschriebenen gesellschaftlichen Auftrag, 
Persönlichkeiten heranzubilden, die »das staatliche 
und gesellschaftliche Leben auf der Grundlage der 
Demokratie, des Friedens, der Freiheit, der Menschen
würde, der Gleichstellung der Geschlechter und im 
Einklang mit Natur und Umwelt« gestalten. Die Schü-
ler*innen sind laut Schulgesetz ihrem Alter entspre-
chend über die Unterrichtsplanung ihrer Lehrkräfte 
zu informieren und im Rahmen der geltenden Be-
stimmungen an der Gestaltung des Unterrichts und 

Die Schule ist neben der Familie der wichtigste 
Ort, an dem Kinder und Jugendliche ihr Recht 

auf Mitbestimmung verwirklichen können. Sie bilden 
die größte Gruppe und verbringen viele Stunden ih-
res Lebens dort. Werte, Verhaltensweisen und Ein-
stellungen werden durch Schulerfahrungen geprägt. 
Umso wichtiger ist es, Schule als demokratischen Lern
ort zu gestalten und Kindern und Jugendlichen Mög-
lichkeiten zu eröffnen, sich vielfältig in den Schul-
alltag einzubringen und das Schulleben mitzugestal-
ten. In einer Online-Befragung des Berliner Instituts 
für Gesellschaftsforschung gaben allerdings nur vier 
Prozent der Lehrkräfte an, dass Demokratiebildung 
einen hohen Stellenwert in ihrem Schulalltag hat. 
Unterrichtsformate, die Demokratiebildung stützen, 
werden nur von 1,3 Prozent der Lehrkräfte umfassend 
eingesetzt. Dazu kommt, dass sich nur jede zweite 
Lehrkraft von ihren Schüler*innen Feedback einge-

Kinder haben
was zu sagen

Die Kinderrechte sichern Kindern und 
Jugendlichen das Recht auf freie 

Meinungsäußerung zu. Leider stellt es Schulen 
immer noch vor Herausforderungen, das Recht 

auf Mitbestimmung zu verwirklichen. Dabei 
könnte es so einfach sein

von Janina Bähre 

Klassenräte sind 
super! Sie müsste  
es an allen Schulen 
geben.
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sonstiger schulischer Veranstaltungen zu beteiligen. 
In Fragen der Auswahl des Lehrstoffs, der Bildung von 
Schwerpunkten, der Reihenfolge einzelner Themen 
und der Anwendung bestimmter Unterrichtsformen 
ist den Schüler*innen Gelegenheit zu Vorschlägen 
und Aussprachen zu geben. Soweit Vorschläge keine 
Berücksichtigung finden, sind den Schüler*innen 
entsprechend dem Schulgesetz auch die Gründe da-
für zu nennen. Schüler*innen sollen bei der Bildung 
von Kursen innerhalb von Unterrichtsfächern sowie 
vor der Einrichtung von freiwilligen Arbeits- und In-
teressengemeinschaften gehört und ihre Vorschläge 
unter Beachtung der Rahmenlehrpläne für Unterricht 
und Erziehung sowie der schulorganisatorischen Mög
lichkeiten berücksichtigt werden. Das Jugendhilfege
setz fordert dazu auf, die Kinder und Jugendlichen zu 
unterstützen, sich zu »eigenverantwortlichen und ge
meinschaftsfähigen Persönlichkeiten« zu entwickeln. 
Denn die gelungene Partizipation von Kindern und 
Jugendlichen bietet große Chancen und sie wollen 
mitgestalten und mitreden. Ihr Schulalltag sieht lei-
der anders aus. Fragt man Schüler*innen, wissen sie oft 
nicht, wer ihre Vertreter*innen sind oder welche Aufga
ben diese haben, noch, wo sie sich einbringen könnten.

Partizipation zulassen

Bislang, so scheint es, leisten Schulen also zu wenig, 
um die Entwicklung zur selbstbewussten demokra-
tischen Persönlichkeit zu fördern. Politikunterricht 
allein reicht nicht, um die Fähigkeit und Bereitschaft 
zum demokratischen Handeln auszubilden. Junge 
Menschen müssen demokratische Erfahrungen sam-
meln können und erleben, dass sie etwas erreichen 
können. Eine Schule, die sich einer Erziehung zu einer 
demokratischen Haltung verpflichtet fühlt, ist nicht 
nur wissens-, sie ist vor allem kompetenzorientiert. 
Die Schule sollte entsprechende Chancen bieten, demo
kratisches Engagement zu ermöglichen und demo-
kratische Kompetenzen zu entwickeln, denn demo-
kratisches Handeln muss geübt werden. Demokratie 
kann man nicht lernen, man muss sie erleben. De-
mokratische Kompetenzen müssen deshalb han-
delnd eingeübt werden. Hier helfen zum Beispiel 
regelmäßige stattfindende Klassenräte. Dort können 
Kinder und Jugendliche ihre Interessen äußern, über 
diese diskutieren und verschiedene Abstimmungs-
modi kennenlernen. Sie üben, sich gegenseitig zuzu-
hören und ihre eigene Meinung zu begründen. An 
vielen Gemeinschaftsschulen sind Klassenräte be-
reits implementiert und Teil der Schulkultur. 

Kinder und Jugendliche könnten vielfältig in der 
Schule mitgestalten, zum Beispiel bei der Gestaltung 
von Räumen und Flächen, dem sozialen Miteinander 
in der Schule, der Beteiligung an der Schulprogramm
entwicklung, der Unterrichtsgestaltung, Unterrichts
bewertung und in den Schüler*innengremien. Schüler
*innen können Workshopangebote mit auswählen, bei 
der Planung fächerübergreifender Projekte oder bei 
Projektwochen miteinbezogen werden. Bei Ideenwerk
stätten können Schüler*innen das Schulleitbild ent-

wickeln. Mediation, Konfliktlots*innen, Streitschlich-
ter*innen und Antigewalt-Training kann Schüler*in-
nen helfen, Probleme untereinander zunehmend 
selbst zu lösen.

Demokratie wagen

Schüler*innen, die gerne kommen und sich mit ihrer 
Schule identifizieren, machen weniger kaputt und 
übernehmen mehr Verantwortung. Sie können uns 
Lehrkräfte entlasten, in dem sie durch die Übernahme 
von Ämtern, wie zum Beispiel Streitschlichter*in, 
Verantwortung übernehmen. Überhaupt verbessert 
sich das Schüler*innen-Lehrkräfteverhältnis, wenn 
sie sich demokratisch auf Augenhöhe begegnen. Und 
Unterricht, der Schüler*inneninteresse folgt, macht 
allen mehr Spaß. 

Programme und Projekte, etwa der Deutsche Schul
preis, das Förderprogramm Demokratisch Handeln 
würdigen gute Praxis und ermöglichen einen Aus-
tausch über verschiedene Projekte und Partizipa
tionsformen. Schulen können sich 
so auch gegenseitig motivieren und 
nicht nur Schulen in schwierigen 
sozialen Umgebungen können an 
Selbstbewusstsein hinzugewinnen. 
Schüler*innen, denen herkömmli-
ches Lernen und Unterricht nicht 
unbedingt liegen, können sich 
durch erfolgreiche Partizipation an 
Gremien und Projekten beweisen 
und Erfolge verbuchen. Schulen 
müssen sich der Verpflichtung, Schüler*innen mit-
wirken zu lassen, stärker bewusst werden und Maß-
nahmen ergreifen, Schüler*innen mitgestalten zu 
lassen und kreative demokratische Prozesse zuzu-
lassen. Demokratiebildung muss in der Aus- und 
Weiterbildung von Lehrkräften gestärkt werden. Es 
muss Teil der Lehrkräftebildung werden, wie Schulen 
Demokratie leben und vermitteln können, damit eine 
demokratische Schulkultur nicht nur ein Lippen
bekenntnis bleibt. Statt Stunden von Demokratiebe-
rater*innen wegen Lehrkräftemangels zu streichen, 
sollte allen Schulen fachliche Unterstützung durch 
diese ermöglicht werden. Hier sollten Stellen ge-
schaffen werden. Sinnvoll wäre es auch, Stellen für 
Projektinitator*innen zu schaffen, die die Schule im 
Stadtteil vernetzen und bei der Initiierung von Pro-
jektwochen, Festen, Elternarbeit, Projekt/Auslands-
fahrten sowie Projektwochen unterstützend zur 
Hand gehen. Für so etwas bleibt aufgrund der hohen 
Arbeitsbelastung momentan kaum Zeit – obwohl sich 
vor allem hier demokratische Erlebnismöglichkeiten 
eröffnen würden.�

Janina Bähre,  
Lehrerin an einer Gemeinschafts

schule in Neukölln und Mitglied der 
bbz-Redaktion

§ Recht auf  
Meinungs- 

freiheit

§ Recht auf  
Mitbe- 

stimmung

»Demokratie kann 
man nicht lernen, 

man muss sie 
erleben«
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Schon im August dieses Jahres erreich-
ten drei Überlastungsanzeigen aus 

drei Schulen den Lichtenberger Personal-
rat. Der Start in das neue Schuljahr könn-
te nicht schlechter verlaufen!

Die Ausstattung der Schulen erfolgt auf 
Grundlage einer Abfrage im vorangegan-
genen Schuljahr. Diese Prognosezahlen 
wurden aber von der zuständigen Senats-
verwaltung angezweifelt und will-
kürlich reduziert. So wurden von 
den 55 benötigten Stellen für Er-
zieher*innen nur 12 besetzt. Folg-
lich konnten nicht alle Schulen 
ihren Bedarf decken.

Wie schon mehrfach kritisiert ist 
ein bürokratischer Stellenschlüs-
sel das eine, die tatsächliche Aus-
stattung und der Bedarf vor Ort 
etwas komplett Anderes. Laut An-
gaben der Senatsschulverwaltung 
sind in der Stellenzuweisung jegli-
che Personalausfälle, wie beispiels
weise Krankheit, Kur, Elternzeit und 
Mutterschutz einberechnet. Die so
genannten eingeplanten Puffer in 
der Stellenzuweisung sind aber so 
gering, dass sie an den betroffe-
nen Schulen nicht spürbar sind.

Nehmen wir das Beispiel einer 
Lichtenberger Schule: Drei Kol-
leg*innen befinden sich hier im Mutter-
schutz beziehungsweise in Elternzeit, zwei 
Kolleg*innen sind langzeiterkrankt. Das 
ergibt in der Summe fünf Kolleg*innen, 
die nicht im aktiven Dienst sind. Außer 
Acht gelassen sind eventuell kurzfristige 
Krankmeldungen, die natürlich zum All-
tag dazu gehören. Dieser Schule wurde 
trotzdem von der Fachaufsicht mitgeteilt, 
dass sie zu 100 Prozent ausgestattet sei. 
Befristete Einstellungen zur Entlastung 
der Kolleg*innen sind nicht möglich, da 
es aufgrund eines rechnerischen Stellen-
überhangs in der Region verwehrt wird. 
An diesem Beispiel verdeutlicht sich die 
Absurdität des bürokratischen Stellenbe-
rechnens für Erzieher*innen. Es klafft 

dass es keine Überarbeitung des Modells 
der Jahresarbeitsminuten gab. Dieses Mo-
dell bildet nicht die Realitäten ab. Es ist 
dringend neu aufzustellen beziehungs-
weise müssen endlich Alternativen gefun-
den werden.

Kritisiert wird weiterhin die Bemessung 
der Personalausstattung ausschließlich be
zogen auf den Stichtag 1. November. Da-

mit wird weder ein Anstieg der 
Schüler*innenzaahlen noch deren 
Teilnahme am Ganztag im laufen-
den Schuljahr berücksichtigt, was 
wiederum zu einer Unterausstat-
tung führt. Auch für die Personal-
zuschläge für besonderen Förder-
bedarf ist dies höchst problema-
tisch. Eine vierteljährliche Nach-
steuerung ist dringend erforder-
lich!

Die Bemessung der Grundaus-
stattung für die ergänzende Förde-
rung und Betreuung sowie des ge-
bundenen Ganztages entspricht in 
keiner Weise den pädagogischen 
Erfordernissen. Bis zum jetzigen 
Zeitpunkt ist noch keine Stellung-
nahme zur Ablehnung erfolgt. Die 
zuständigen Personalräte erwarten 
von der Senatsverwaltung für Bil-
dung, Jugend und Familie Wert-

schätzung dem Personal gegenüber.
Diese wäre für die Kolleg*innen er-

kennbar in guten Arbeitsbedingungen, in 
ausreichendem Personal, genügend Re-
serven, um Engpässe auszugleichen, und 
einer vorrausschauenden und transparen
ten Planung für die kommenden Jahre. 
Schließlich geht es bei unserer Arbeit um 
die Betreuung, Förderung und Erziehung 
der uns anvertrauten Kinder.�

eine offensichtliche Lücke zwischen der 
Rechnung mit dem Taschenrechner am 
Schreibtisch und der Arbeitsrealität im 
Ganztag vor Ort. 

Warum das so ist? Es gibt nun mal keine 
Viertel- Erzieher*in. Es gibt keinen Taschen
rechner, der erkennt, dass mit einer per-
manenten Unterbesetzung die Arbeitsbe
lastung steigt und dass sich daraus er-

neute Krankheitsfälle ergeben. Keine For
mel kann fehlende Wertschätzung durch 
den Arbeitgeber einberechnen. Keine Excel-
Tabelle erkennt, dass der Personalschlüs-
sel vielleicht für August mit Mühe und 
Not stemmbar ist, dass jedoch der Winter 
naht und somit die Erkältungs- und Grip-
pezeit beginnt.

Personalräte lehnen 
Berechnungsmodell ab

So hat der Hauptpersonalrat im August der 
neuen Verwaltungsvorschrift für die »Zu-
messung der Erzieher*innen […]« nicht 
zugestimmt. In der Ablehnung heißt es, 

Die Lücke zwischen  
Taschenrechner und Realität

Die Personalausstattung an den Schulen reicht hinten und vorne nicht. Eine Erzieherin rechnet vor

von Burga Heck

Burga Heck,  
Erzieherin und Personalrä-

tin in Lichtenberg
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Ein Volksentscheid hat das Fach Ethik 
vor zehn Jahren in Berlin eingeführt. 

Jetzt ist das Fach »von oben« geschwächt 
worden, im Namen und zugunsten von 
mehr politischer Bildung. Der Fachver-
band Ethik warnt vor einer schleichenden 
Destabilisierung des Faches. Wir halten 
die Kürzung der Ethikstunden für fatal. 
Was da schulpolitisch gewollt und durch-
gedrückt wurde, ist gesellschaftspolitisch 
ein Eigentor gegen das gesetzte Ziel: Stär-
kung des Demokratiebewusstseins unse-
rer Schüler*innen.

Es begann im Frühsommer 2017 mit Ge
rüchten, dass aufgrund von Forderungen 

te die Debatten an, nicht unwesentlich 
unterstützt durch eine ambitionierte Po-
litikprofessorin der Freien Universität, 
die sich mit dem aberwitzigen Argument 
Gehör verschaffen konnte, sie habe 1.500 
Politikstudent*innen, die dringend auf 
Anstellungsmöglichkeiten an den Schulen 
warten würden.

Doch die Fachverbände der Gesell-
schaftswissenschaften zeigten sich nach 
außen hin geschlossen. Im Juli 2017 ver-
breiteten sie, initiiert von dem wieder 
erstarkten Fachverband Philosophie, eine 
Petition über change.org, in der sie sich 
zwar für eine Stärkung der PB ausspra-

der Landesschüler*innenvertretung (LSV) 
die Politische Bildung (PB) gestärkt wer-
den sollte. Auf einem ersten Treffen mit 
den Fachverbänden der Gesellschaftswis-
senschaften (GeWi)-Fächer stellte die LSV, 
unterstützt von der Senatsvertreterin für 
die GeWi-Fächer, erste Lösungsmodelle 
vor. Alle diese Modelle schlugen die Ein-
führung von PB auf Kosten von Ethik vor. 
Offenbar setzte man dabei auf Zustim-
mung der anderen GeWi-Fächer, denn die-
se hatten bei der Einführung von Ethik 
Stunden abgeben müssen. »Ethik muss 
liefern!« Dieser Ausspruch der Schulsena-
torin machte schnell die Runde und heiz-

Ethikunterricht ist fundamentale 
Demokratiebildung

Seit diesem Schuljahr wird in der Sekundarstufe I weniger Ethik unterrichtet. Wieviel weniger,  
bleibt jeder Schule überlassen. Das schafft Unfrieden in den Schulen. Eines von  

vielen Argumenten unserer Autor*innen gegen die Neuerung

von Margret Iversen und Mike Gerwig 
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chen, aber gegen eine weitere Kürzung 
des gesellschaftswissenschaftlichen Kon-
tingents, das im Vergleich zu anderen Bun
desländern ausgerechnet in Berlin sowie-
so schon mit weniger Stunden ausgestat-
tet sei. Im Oktober 2017 trafen die »Play-
er« in dem Konflikt in der Landeszentrale 
für politische Bildung noch einmal zu-
sammen. Als gemeinsames Ergebnis wur-
de senatsseitig festgehalten, dass PB ein-
vernehmlich als Nachfolge von Sozial-
kunde wieder benotetes Fach werde, dass 
aber eine Kürzung des Faches Ethik nicht 
zur Debatte steht.

Danach brach der Senat den Dialog mit 
den Fachverbänden ab. Statt eine Lösung 
zu verordnen, gab er das Problem einfach 
»nach unten« ab. Die Schulen wurden an-
gewiesen, bis zum Schuljahr 2019/20 
selbst in der sogenannten »Kontingentlö-
sung« auszuhandeln, wer wieviel abgibt, 
um die Einführung von einer Stunde PB in 
der Stundentafel zu gewährleisten. Die 
Fachverbände sprachen von einer »Kan-
nibalisierung«, denn tatsächlich kamen 
die Fachkolleg*innen jetzt in die unange-
nehme Lage, je nach Kraft und Einfluss in 
ihrer Schule den Verteilungskampf auszu-
tragen. Inzwischen zeigt sich: an vielen 
Schulen verliert Ethik zwei Stunden. Statt 
bisher acht Stunden in den Jahrgängen 
sieben bis zehn werden nur noch sechs 
Stunden erteilt.

Ethikstunden wurden als 
Entlastungsstunden diffamiert

Seit der Einführung des Faches Ethik im 
Jahr 2009 erfuhr es durch den Schulsenat 
nur halbherzige und meist schwer errun-
gene Unterstützung. Obwohl seit ein paar 
Jahren endlich die ausgebildeten Fach-
lehrkräfte die Lehramtsausbildung durch-
laufen haben, stellen wir fest, dass viele 
Schulleiter*innen an den Oberschulen sie 
nicht einstellen. Viele Ethiklehrkräfte lan-
den an Grundschulen. Warum? Hartnä-
ckig hält sich der Ruf von Ethik als eines 

Nachfragen, Begründen in der heteroge-
nen Gruppe der Schüler*innen. Doch für 
diese Erfahrungen braucht der Ethikun-
terricht Zeit. Unterrichtszeit.

Unterrichtszeit geht dem Fach also jetzt 
an fast allen Schulen verloren. Dennoch 
bieten die neuen Modelle an einigen Schu
len auch eine Chance. So konnte durch die 
Verhandlungen an einigen Schulen das 
Profil des Ethikunterrichts gegenüber den 
GeWi-Fächern geschärft werden. An der 
Schule an der Jungfernheide entstand 
zum Beispiel ein erster und zarter Dialog, 
wie die angrenzenden Fächer zusammen-
arbeiten können: Welche Leistung er-
bringt eigentlich das Fach Ethik für die 
politische Bildung? Welchen Anteil haben 
die Kompetenzen des Faches Ethik, zum 
Beispiel für einen gesunden politischen 
Diskurs, der heutzutage oft das Subjekt 
als Gesprächspartner*in nicht akzeptiert, 
sondern es objektiviert, verunglimpft 
oder marginalisiert?

Dein Gegenüber als Menschen wahrzu-
nehmen, seine*ihre Perspektive einzu-
nehmen, um damit als gleichwertige Ge-
sprächspartner*in in einen Dialog zu 
treten, dies geschieht im Ethikunterricht. 
Die Entscheidung der Senatsverwaltung, 
Politische Bildung auf Kosten der ande-
ren GeWi-Fächer zu stärken, wurde als 
Konfliktpotential in die Berliner Ober-
schulen getragen. Nur einige, wenige Schu
len konnten aus diesem Konflikt einen 
Kompromiss erarbeiten, der nicht einsei-
tig zu Lasten von Ethik ausgeht.

An der »Schule an der Jungfernheide« 
konnte man mit Argumenten wie diesen 
davon überzeugen, dass das Fach weiter-
hin in jedem Jahrgang von sieben bis zehn 
zweistündig unterrichtet werden soll. 
Gleichzeitig wurde ein Unterstützungsan-
gebot gemacht, um die fehlenden Zeiten 
in Geschichte und Geografie aufzufangen. 
So wird durch einen stärkeren Fokus auf 
die durchgängige Sprachbildung wert ge-
legt. In den GeWi-Fächern soll die Glossar
arbeit die sprachlichen Leistungen ver-
bessern.

Eine von allen Beteiligten geteilte Aner-
kennung der Leistungsfähigkeit des Fa-
ches Ethik für die Demokratiebildung 
steht immer noch aus. »Ethik muss lie-
fern« – möge die Senatorin diesen Satz in 
Zukunft endlich qualitativ umdeuten und 
die Qualifizierung des Faches aktiv unter-
stützen! �

Nicht-Faches, »das jede*r unterrichten 
kann«, wie einst Schulsenator Böger ge-
sagt haben soll. Gern wird das von Schul-
leitungen beibehalten und immer wieder 
hört man von Kolleg*innen, die um ein 
paar Ethikstunden bitten, weil sie eine 
»Entlastung« bräuchten. 

Erst langsam stärkt sich das Fach von 
innen. Die 20 Fachseminare, die es inzwi-
schen gibt, werden zwar noch überwie-
gend von Nur-Philosophen und damit Gym
nasiallehrkräften geleitet, aber Henning 
Franzen, Leiter der Fachseminare, ruft 
inzwischen eindringlich nach ISS-Lehr-
kräften und Stärkung von Ethik in der 
Lehrer*innenausbildung. Auch die Ethik-
Didaktik der Philosophieseminare an den 
Universitäten wird stärker und einfluss-
reicher. Nicht zuletzt durch die nähere 
Anbindung der Lehramtsstudiengänge an 
die Schulen seit Einführung des Praxisse-

mesters. An den Schulen selbst brauchte 
es lange, bis das Fach durch Fachlei-
ter*innen vertreten wurde, und bis heute 
ist die fachliche Repräsentanz noch kaum 
in die Spitzen der schulischen Hierarchi-
en eingedrungen. 

Ethik hat in den Schulen eine schwache 
Lobby. In der Bevölkerung trifft das unse-
res Erachtens nicht zu, weshalb der Senat 
die Öffentlichkeit in diesem Konflikt eher 
scheut. So gesehen hat das Fach Ethik 
vermutlich an vielen Oberschulen noch 
eine schwächere Durchsetzungskraft im 
Verteilungskampf unter den Kolleg*innen 
und verliert anteilig die meisten Stunden.

Zunehmend zeigt sich, welch nachhal-
tige Demokratiebildung Ethik ist. Schul-
leiter*innen erfahren bei Unterrichtsbe-
suchen immer häufiger, was qualifizierter 
Ethikunterricht bewirkt. MSA-Präsentati-
onsprüfungen in Ethik, beliebt bei Schü-
ler*Innen, beeindrucken durch die erwor-
benen Kompetenzen. Ethik ist Vernunft-
training life, anders als in den anderen 
Fächern geht es hier nicht vornehmlich 
um Aufbau von Verstand durch Wissen, 
sondern um Training der Vernunft durch 
Erfahrung. Ethik ist immer auch Praxis, 
Wahrnehmen, Zuhören, Ernstnehmen, 

Margret Iversen, Lehrerin,  
Vorsitzende des Fachverbandes Ethik, 

 und Mike Gerwig,  
Lehrer, Fachverband Ethik

»Die Entscheidung 
Politische Bildung auf 

Kosten der anderen GeWi-
Fächer zu stärken, wurde 

als Konfliktpotenzial in die 
Schulen getragen.«

WIE SEHEN EURE 
ERFAHRUNGEN AUS?

In der kommenden Ausgabe der bbz 
folgt ein Widerspruch zu diesem Text, 
der die Einführung des Politikunterrichts 
zulasten des Faches Ethik positiver be­
wertet. Wir freuen uns auch über Zu­
schriften!
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Die Senatsverwaltungen geben jährlich 
Millionen Euro an private Firmen 

weiter. Das System beruht dabei auf der 
Annahme Kosten einsparen zu können, 
ohne jedoch eine ausreichende Qualität 
sicher zu stellen. Es nimmt sogar einen 
Unterbietungswettbewerb in Kauf, der 
prekäre Beschäftigung und Schwarzarbeit 
fördert.

Was erwartet die Gesellschaft von jun-
gen Menschen, die in schmutzigen Räu-
men, Fluren, Höfen und Toiletten Schule 
erlebt? Sie werden das irgendwann als 
normal einordnen und in andere Lebens-
bereiche weitertragen. Dabei ist nicht klar, 
ob die Mangelreinigung ein extremer Aus-
druck der Berliner Bildungsmisere ist oder 
diese nur weiterbefördert. Wahrscheinlich 
beides. Eine Selbstverständlichkeit, wie 

Schule als saubere 
und gesunde 

Lernumge-
bung, ist 

zu ei-
nem 
fan-

Kindern. Das Bezirksamt ist zu verständi-
gen. Man kann nur die Spezialreinigung 
abwarten. Wer nach den Ferien selbst 
putzt, gefährdet sich und andere und 
gibt den illegitimen, zusätzlichen Prä-
senztagen einen falschen Sinn. 

Aber wie soll es denn nun gehen? Die 
Neuköllner Initiative von Aktiven »Schule 
in Not« nimmt diese Zustände nicht mehr 
hin. Wir verlangen mit unserem bezirkli-
chen Bürgerbegehren »Saubere Schulen« 
nicht weniger, als dass die Reinigung in 
kommunaler Trägerschaft ausgeführt 
wird. Die Reinigungskräfte sollen unbe-
fristete Tarifverträge erhalten und den 
Schulen zugeordnet werden. Dabei ist ein 
Personalpool nötig, um bei Krankheit und 
Urlaub Vertretungen sicher zu stellen. 

Unsere Initiative sammelt seit August 
Unterschriften und ist atemberaubend 
gewachsen. In nunmehr sechs Bezirken 
gibt es Aktive. Das sind pädagogisch Be-
schäftigte, Eltern, Hausmeister – ein brei-
ter Querschnitt durch Berlin. Wir gehen 
in die Schulen, wir gehen auf die Straße, 
wir machen Druck auf die Politik. Der Se-
nat und die Bezirke müssen endlich Ver-
antwortung übernehmen für ihr jahrelan-
ges Wegschauen. Es ist ein Wert an sich, 
dass alle an Schulen Beschäftigten mit 
den Eltern an einem Strang ziehen und 
dass die Betroffenen sich gemeinsam 
wehren gegen den neoliberalen Wahn des 
»Outsourcing«. Die gleichberechtigte Ba-
sisorganisation erklärt unsere große Effi-
zienz im Auftritt und der öffentlichen 
Wahrnehmung. Wir werden an diesem 
Punkt Erfolge haben. Das ist nur der erste 
Schritt. Der Kampf gegen den Bildungs-
notstand geht weiter. �

tastischen Traum vom Schlaraffenland 
geworden. 

Für eine regelmäßige Unterhaltsreini-
gung haben die Reinigungskräfte viel zu 
wenig Zeit. Für absurd hohe Quadratme-
terzahlen gibt es Minutenvorgaben. Aber 
nicht einmal das können wir kontrollieren. 
Viel findet nachts statt. In den Kollegien 
kennen wir die Leute meistens nicht. Wie 
auch? Die Firmen und das Personal wech-
seln ständig. In Neukölln haben wir er-
lebt, wie die mit Versprechungen aus Bul-
garien nach Berlin gelockten Arbeitskräfte 
sich bei einem Discounter ihr Putzzeug 
erstmal selber kaufen mussten. Es kommt 
auch vor, dass das wenige, ihnen ver-
sprochene Geld gar nicht gezahlt wird. 

Von Selbsthilfe ist abzuraten

Eine Grundreinigung muss man beantra-
gen, als wäre das ein Luxus. Dann müs-
sen wir auch noch hoffen, dass sie im 
Wechsel der Firmen stattfinden. Glasrei-
nigungen kennen viele nur noch vom Hö-
ren-Sagen. Nach Baumaßnahmen wäre 
eine Bauendreinigung wohl als selbstver-
ständlich anzunehmen. Da auch kleinste 
Baumaßnahmen genau wie die Reinigun-
gen fremdvergeben werden, gibt es hier 
eine doppelte Kontrolllücke und der 
Dreck bleibt oft genug liegen. Lehrkräfte 
neigen dazu, selbst zu putzen. Davon 
ist dringend abzuraten. Wird zum Bei-
spiel über die Sommerferien in De-

ckenplatten gebohrt, kann eine Ge-
sundheitsgefährdung entstehen. 

Oft wurde im letzten Jahr-
tausend Mineralwolle ver-

baut. Wird diese be-
schädigt, können 
karzinogene Stof-
fe freigesetzt 
werden. Die Räu-
me dürfen dann 
nicht betreten 
werden, schon 
gar nicht von 

Privatisierungsfalle Schulreinigung
Das System der Fremdvergabe von originären Aufgaben des Landes muss ein 

Ende haben. Die Initiative »Schule in Not« kämpft dafür

von Jörg Tetzner

Jörg Tetzner, aktiv in der 
Initiative »Schule in Not« 

und Mitglied im Personal-
rat Neukölln
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Ich gebe es zu: Auch ich als »alte, weiße 
Frau« habe oft destruktiv übers Gendern 

gespottet und mich trotzdem als Feminis
tin gerühmt. Als ich letztens beim Jugend
amt dem Begriff »Vormünderin« begegne-
te, begriff ich, dass endlich mal Schluss 
sein muss mit der ständigen Ironie! Da 
gibt es Menschen, die sich ernsthaft um 
politische Korrektheit bemühen, und an-
dere hintertreiben das, indem sie ihre 
Mails mit »freundliche Grüßin« beenden 
oder in ihre Texte alberne Neuschöpfun-
gen wie »Telefonhörerin«, »Feuermelde-
rin« und »Sündenziege« einstreuen. Und 
wo immer sie korrekt alle 60 Geschlechter 
miteinbeziehen müssten, hängen sie ein-
fach ein »x« an den Wortstamm, was den 
Lesefluss unheimlich erschwert: Redak
teurx, Leserx, Gesockx, Schülerx. Oder sie 
benutzen, um das Gendern zu umgehen, 
für jede Endung einfach ein – a -: Bürga-
meista, Lehra, Kanzla, Bäcka.

Glücklicherweise gibt es im Internet 
ganze Lexika mit Vorschlägen, wie man 
korrekt und elegant (!) gendert: geschickt-
gendern.de (Oh je, jetzt bin ich gerade 
selber in die alte Patriarchenfalle getappt: 
Es heißt natürlich nicht »man gendert«, 
sondern: wie »Schreibende« korrekt gen-
dern.) Wir müssen alle noch viel lernen. 
Aber es ist gar nicht so schwer: Das Red-
nerpult wird zum Redepult, der Bürger-
steig zum Gehweg und ein herrenloser 
Koffer zum verlassenen Koffer. Die gute 
alte »Muttersprache« wird zur neutralen 
»Heimatsprache«. »Christen« und »Fuß
gänger« verschwinden aus dem politisch 
unkorrekten Deutsch. Sie werden zu 

Leider gibt es im oben erwähnten Gen
der-Wörterbuch noch viele Lücken. Des-
halb bittet die Verantwortliche Frau Müller 
(ihr Nachname müsste auch korrekt in Frau 
Müllerin geändert werden!) um Ergänzun-
gen und Alternativformulierungen, mit 
denen sich die miesen kleinen Genderfal-
len umgehen lassen. Ich habe ihr u.a. fol-
gende Liste »kommuniziert«:

Otto Normalverbraucher; einen kleinen 
Mann im Ohr haben; der Sensenmann / 
Müllmann / Blödmann / Klabautermann / 
Ehrenmann; auf Vordermann bringen; 
Sandmännchen; Hintermann und Vorder-
mann; Studentenfutter (Studierendenfut-
ter?); Schlauberger, Büstenhalter, Korinthen
kacker und Wasserwerfer.

Über Ortsnamen wie Mannheim und 
Herrnhut sollte dringend nachgedacht 
werden. Auch tägliche Gebrauchsgegen-
stände wie beispielsweise das Schachspiel 
müssen unbedingt bereinigt werden! Weg 
mit Läufern, Springern, Bauern und Köni-
gen! Korrekt sind: diagonal zu bewegende 
Holzfiguren, springende pferdeähnliche 
Figuren, landwirtschaftliche Fachkräfte 
und Staatslenkende.

Die Zeiten sind endlich vorbei, in denen 
ein verzweifelter Schulrat die Einstellung 
eines neuen Kollegen so begründete: »An 
dieser Schule sind neun Mann schwanger!«
� Gabriele Frydrych

Die Autorin weigert sich hartnäckig, ihre satirischen Texte 
gendern zu lassen. Beschwerden bitte direkt an sie.

Nicht satirische Texte zu diesem Thema findest du in 
der bbz 1/17 und 10/17

»Menschen christlichen Glaubens« und 
»Menschen zu Fuß«. »Kundenwünsche« 
heißen jetzt »Wünsche der Kundschaft«. 
So einfach und elegant kann Gendern sein! 
Auch das Partizip Präsens Aktiv kommt 
endlich zu seinem Recht: An den Unis 
agieren jetzt Studierende, Dozierende, 
Putzende, Durchfallende, Promovierende 
und Presse-Sprechende.

Sprache schafft Realität, wie wir alle 
wissen. Wenn das Wort »Kapitalismus« 
nicht mehr erwähnt wird, hören Kapita-
lismus und soziale Ungerechtigkeit von 
selber auf! Sprache ist ständig im Wandel. 
Also seid mutig und sortiert euern Wort-
schatz und damit auch eure ideologische 
Einstellung! Da im Nachhinein politisch 
unkorrekte Details in Kinderbüchern kor-
rigiert werden, sollte auch bei Sprichwör-
tern und Redensarten nach geschlechts-
neutralen Varianten gesucht werden:
Viele Kochende verderben den Brei
die kleinen Leute von der Straße
der Hund macht genderneutrale Aufrich-
tungsversuche (früher machte er Männchen)
Die Axt im Haus erspart die Holz verarbei-
tende Fachkraft 
Mit Mann und Maus, Frau und Frosch 
(»Fröschin« wäre richtig, stört aber hier 
den Sprachrhythmus)

»Herrgottnochmal« könnte durch »gött-
liches Wesen noch mal!« substituiert wer-
den, der Weihnachtsmann durch »weih
nachtliche Illusionserscheinung« oder 
»Weihnachtsperson«. Dann finden näm-
lich beim Studentenwerk, sorry, Studie-
rendenwerk, endlich auch Frauen einen 
guten saisonalen Job. 

Windsbraut und Hackepeter
Wie gendern wir richtig?
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Für gewerkschaftliche Aktionen ist es 
immer sinnvoll, neue Ideen zu entwi-

ckeln. Dies gilt natürlich insbesondere im 
Zusammenhang mit Tarifauseinanderset-
zungen. Zum einen hilft ein reflektierter 
Blick auf bisherige Aktivitäten, die erfolg-
reich oder auch nicht erfolgreich waren. 
Zum anderen ist es ratsam, sich Ideen 
anzuhören oder Konzepte anzusehen, 
um daraus für die geplante Aktion oder 
das anvisierte Ziel eine zielgruppenspe-
zifische Auswahl zu treffen.

In den letzten Jahren, und neuerdings 
auch in der GEW, wird das Konzept des 
»Organizing« von Jane McAlevey disku-
tiert, das sie in ihrem Buch »Keine halben 
Sachen« detailliert beschreibt. McAleveys 
Konzept beruht auf Untersuchungen in den 
USA aus den 1930er bis in die 70er Jahre 
und das ist auch der große Schwachpunkt 
dieses Konzeptes für unsere Situation. 
Die Stellung und Durchsetzungsmacht 
von den Gewerkschaften in den USA ist 
eine völlig andere als in Deutschland. 
»Anders als in Deutschland kennt man in 
den USA formell keine Branchentarifver-

Alles neu macht …  
das Organizing?
Wie erreichen wir mehr Arbeitsentlastung in  
unseren Schulen? Diese Frage bewegt viele  

in der GEW. In der letzten Ausgabe hat die bbz  
das Organizing-Konzept von Jane McAleveys vorgestellt. 

Leider ist es für gewerkschaftliche Auseinandersetzungen  
in Deutschland unbrauchbar

von Sabine Herzig, Udo Mertens und Julia Herzog
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träge, sondern nur Tarifverträge für ein-
zelne Betriebe. Eine individuelle Gewerk-
schaftsmitgliedschaft ist weitgehend un
bekannt. Wenn eine Gewerkschaft für ei-
nen Betrieb erfolgreich einen Tarifvertrag 
abschließt, übernimmt sie damit gleich-
zeitig die Vertretung aller Beschäftigten. 
Im Gegenzug für diese Vertretungsleis-
tung werden sämtliche Beschäftigten au-
tomatisch zu Gewerkschaftsmitgliedern 
und ihr Mitgliedsbeitrag wird ihnen di-
rekt vom Lohn abgezogen und der Ge-
werkschaft überwiesen.« Das schreibt 
Florian Wilde im Vorwort zu McAleveys 
Buch. Und weiter heißt es dort: »In den 
Betrieben gibt es keine Doppelstruktur 
aus Gewerkschaften und Betriebsräten. 
Da, wo eine Gewerkschaft im Betrieb als 
Arbeitnehmervertretung anerkannt wird, 
übernimmt ihr Local auch einige der Auf-
gaben, die in Deutschland von Betriebs-
räten übernommen werden.«

Es gibt also in den USA keine Betriebs-
räte und Personalräte, die auf gesetzli-
cher Grundlage arbeiten. Deshalb kommt 
im Konzept von McAlevey den hochange-
sehenen Beschäftigten (»organic leaders«) 
eine entsprechende Bedeutung in der Or-
ganisation der Beschäftigten zu. In 
Deutschland sind bei bevorstehenden 
Tarifauseinandersetzungen Personal- und 
Betriebsräte sowie die gewerkschaftlichen 
Vertrauensleute sehr wichtig. Sie informie-
ren die  Beschäftigten, diskutieren mit ih-
nen und sind jederzeit ansprechbar. Es 
gibt demzufolge in Deutschland eine in-
nerbetriebliche Struktur, die nicht neu 
eingeführt werden muss. Betriebs- und 
Personalräte sowie Vertrauensleute in ih-
rer Arbeit zu unterstützen, ist Aufgabe 
der Gewerkschaften. Betriebs- und Perso-
nalräte dürfen zwar nicht zum Streik auf-
rufen, es ist aber ihre gesetzliche Aufga-
be, über die Einhaltung von Tarifverträ-
gen zu wachen. In diesem Zusammen-
hang sind Betriebs- und Personalräte gut 
beraten, über anstehende oder laufende 
Tarifverhandlungen informiert zu sein 
und diese Informationen auch an die Be-
schäftigten weiterzugeben. 

Hilfe von Streiks erreichen lassen. Das 
liegt daran, dass sich die Unterrichtsver-
pflichtung der angestellten Lehrkräfte 
vom Beamtenrecht ableitet. Wir müssen 
demnach andere Wege finden.

Oft sind solche Wege mühsam. Tarif-
verträge müssen gepflegt werden, Mit-
glieder wollen beraten werden, brauchen 
im Zweifel Unterstützung durch den 
Rechtsschutz und so weiter. Durch diese 
Mitgliederbindung gelingt es uns jedoch, 
die Kolleg*innen, die wir oft im Rahmen 
von Tarifauseinandersetzungen gewin-
nen, auch bei uns zu behalten. Es ist da-
her hilfreich, einen Blick darauf zu wer-

fen, welche Strukturen bereits bestehen 
und möglicherweise ausgebaut werden 
können. So auch beim Kampf um die Ar-
beitsbelastung, wo wir intensiv prüfen, 
wie und wo konkrete Arbeitsbedingungen 
tarifierbar – und somit bestreikbar – sind.

Unsere Erfahrungen in der Tarifarbeit 
zeigen uns, das wir nicht nur ein Ziel klar 
formulieren, sondern auch sagen müs-
sen, wie wir es konkret erreichen wollen. 
Selbstredend befassen wir uns umfas-
send mit unseren Verhandlungspart-
ner*innen, informieren auf Mitgliederver-
sammlungen, bei Betriebs- und Personal-
räten, verschaffen uns durch Betriebsbe-
gehungen einen Überblick und diskutie-
ren, wie Beschäftigte zu gewinnen sind. 
Natürlich gibt es jeweils einen Plan für 
das Vorgehen, der aber immer wieder für 
die jeweilige Ansprechpartner*in und 
auch das jeweilige Ziel modifiziert wer-
den muss. Manchmal ist es erforderlich, 
nachzujustieren oder den Plan zu än-
dern. Während bei dem einen Arbeitgeber 
bereits die Ankündigung eines Streiks 
dazu führt, dass er sich an den Verhand-
lungstisch setzt, lässt eine andere sich 
auch von acht Streiks nicht beeindru-
cken. Leider gibt es nicht die eine Metho-
de, die garantiert zum Ziel führt. �

Um einen Tarifvertrag überhaupt ver-
handeln zu können, muss eine Belegschaft 
in den USA sich zunächst mehrheitlich 
dafür entscheiden, eine Gewerkschaft als 
ihre Vertretung anzuerkennen. Um eine 
solche Anerkennungswahl bei der dafür 
vorgesehenen Schlichtungsstelle, dem Na-
tional Labor Relations Board, beantragen 
zu können, benötigt sie wiederum schon 
im Vorfeld eine Unterstützungsbekun-
dung von 30 Prozent der Belegschaft, die 
die »Authorization Cards« der Gewerk-
schaften unterschrieben haben müssen. 

Wie man sieht, ist die Struktur amerika-
nischer Gewerkschaften eine völlig ande-
re als in Deutschland, auch der Weg zu 
einem Tarifvertrag ist ein völlig anderer. 
Da wundert es schon, wenn in dem Artikel 
von Christoph Wälz (siehe bbz 10/2019) 
Methoden, wie zum Beispiel das Sammeln 
von Unterschriften mit Kampfversprechen, 
befürwortet werden, ohne sich über die 
Hintergründe Gedanken zu machen. Die 
Organizingkonzepte amerikanischer Ge-
werkschaften sind schlicht auf uns nicht 
übertragbar. Ohne die unterschiedlichen 
Ausgangssituationen zu berücksichtigen, 
bleibt ein Kopieren von Organizing-Metho
den unreflektiert und unhistorisch.

Die GEW BERLIN macht  
ständig Organizing

Anders als andere Gewerkschaften wächst 
die GEW BERLIN stetig. Wir haben viele 
Mitglieder gewonnen in unseren letzten 
Tarifauseinandersetzungen – im öffentli-
chen Dienst und bei freien Trägern. Aber 
auch abseits vom Tagesgeschäft beschäf-
tigen sich die Mitarbeiter*innen im Tarif-
bereich mit unterschiedlichen Organizing-
Konzepten, Tarifverträgen aus anderen 
Branchen, der historischen Entwicklung 
oder dem Vergleich mit anderen Ländern 
wie Frankreich oder Italien. Dabei hat sich 
die Erkenntnis verfestigt, dass wir eine 
nachhaltige Mobilisierung der Kolleg*in-
nen vorwiegend mit Hilfe realistischer 
Ziele erreichen. Es reicht nicht aus, nur 
Erwartungen zu wecken, die wir nicht 
umsetzen können. Durchsetzbar sind For
derungen aber nur im Rahmen von Tarif-
vorhaben. Selbst das Bundesarbeitsge-
richt hat einmal formuliert, dass »Ver-
handlungen bei Interessengegensatz ohne 
das Recht zum Streik nicht mehr als »kol-
lektives Betteln« (vgl. BAG vom 10.6.1980 
– Az. 1 AZR 822/79) sind. Eine Absenkung 
der Pflichtstunden für Lehrkräfte aber 
wird sich nicht durch eine Änderung des 
Tarifvertrags und damit auch nicht mit 

Sabine Herzig, Udo Mertens  
und Julia Herzog, Vorstandsbereich Beam-

ten-, Angestellten- und Tarifpolitik der 
GEW BERLIN

»Es reicht nicht aus, nur 
Erwartungen zu wecken, die 

wir nicht umsetzen 
können.«

»Ohne die  
unterschiedlichen  

Ausgangssituationen zu 
berücksichtigen, bleibt ein 
Kopieren von Organizing-
Methoden unreflektiert 

und unhistorisch.«
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

entsprechend der Satzung und der »Ord-
nung über die Durchführung von Direkt-
wahlen« der GEW BERLIN finden von Ja-
nuar bis April 2020 Wahlen in allen Bezir-
ken, Abteilungen und Fachgruppen statt.

Wahlberechtigt sind alle Mitglieder der 
GEW BERLIN, deren Aufnahme in die GEW 
spätestens zu Beginn des Monats vollzo-
gen ist, in dem die jeweilige Wahlmitglie-
derversammlung durchgeführt wird. Sie 
sind in ihrem Bezirk oder ihrer Abteilung 
sowie in den Fachgruppen wahlberech
tigt. Wählbar sind alle Mitglieder in ihrer 
jeweiligen Fachgruppe/ihrem jeweiligen 
Bezirk beziehungsweise Abteilung. Vor-
aussetzung ist, dass die Mitglieder der 
GEW mindestens sechs Monate angehö-
ren. Vorausgegangene Mitgliedszeiten in 
anderen DGB-Gewerkschaften werden 
angerechnet. Bei diesen Wahlen steht es 
den jeweiligen Wahlmitgliederversamm-
lungen frei, zwischen der Wahl einzelner 
Funktionsträger*innen oder der Wahl ei-
nes Leitungsteams zu entscheiden.

1. Wahl einzelner Funktionsträger*innen:
Entscheidet sich die Wahlmitgliederver-
sammlung für die Wahl einzelner Funk
tionsträger*innen, so sind folgende Funk-
tionen zu besetzen:

Bezirke/Abteilungen
•	Vorsitzende*
•	2. Vorsitzende*r
•	3. Vorsitzende*r
•	Schatzmeister*in
•	�eine von der Mitgliederversammlung 

vorab festzulegende Anzahl von Beisit-
zer*innen in der Bezirks-/Abteilungs-
leitung

•	�die Delegierten in der Landesdelegier-
tenversammlung

•	�die Kassenprüfer*innen des Bezirks/
der Abteilung

Nach § 22 Ziffer 5 der Satzung der GEW 

und ihre jeweilige Fachgruppe Kandidat
*innen für die zu vergebenden Mandate 
benennen. Jedes wahlberechtigte Mitglied 
kann sich selbst vorschlagen. Die Benen-
nung muss schriftlich erfolgen. Hierzu 
muss die schriftliche Einverständniserklä
rung des beziehungsweise der Vorgeschla
genen beigefügt sein. Weitere Kandidat
*innen können auf der jeweiligen Wahl
mitgliederversammlung durch die dort 
Anwesenden benannt werden.

Die Wählerverzeichnisse sind während 
der Öffnungszeiten in der Geschäftsstelle 
der GEW BERLIN einzusehen. Bei einem 
Wechsel des (Dienst-)Bezirks und/oder der 
Fachgruppe muss dieser der Geschäfts-
stelle spätestens zwei Wochen vor der 
betreffenden Wahlversammlung mitgeteilt 
werden, anderenfalls kann das Wahlrecht 
nur im bisherigen Bezirk oder der bishe-
rigen Fachgruppe ausgeübt werden. Au-
ßerhalb der Wahlmitgliederversammlung 
besteht keine Möglichkeit, sich an den 
Wahlen in der GEW BERLIN zu beteiligen. 
Die Briefwahl ist nicht vorgesehen.

Die Termine für die jeweiligen Wahlversammlungen 
werden über die bbz, den GEW-Newsletter und www.
gew-berlin.de bekannt gegeben. 

BERLIN wird die Zahl der bezirklichen bzw. 
der Abteilungs-Delegierten auf der Basis der 
Mitgliedszahlen vom 1.1.2020 ermittelt.

Fachgruppen
•	�Vorsitzende*r
•	�stellvertretende*r Vorsitzende*r
•	�bis zu zehn weitere Mitglieder des lei-

tenden Ausschusses der Fachgruppe
•	�ein*e Delegierte*r der Fachgruppe für 

die Landesdelegiertenversammlung

2. Wahl eines Leitungsteams
Entscheidet sich die Wahlmitgliederver-
sammlung für die Wahl eines Leitungs-
teams, so legt sie zunächst nach § 15 
Ziffer 2a der Satzung der GEW BERLIN die 
Größe des Teams fest. Anschließend wird 
das jeweilige Team in Gruppenwahl nach 
Ziffer 23 der Wahlordnung gewählt. 

In den Bezirken und Abteilungen wer-
den weiterhin die Delegierten und die 
Kassenprüfer*innen in Gruppenwahl ge-
wählt. In den Fachgruppen entfällt bei 
Wahl eines Leitungsteams die gesonderte 
Wahl einer*eines Delegierten für die Lan-
desdelegiertenversammlung, dieses Man-
dat wird von einem Mitglied des Teams 
wahrgenommen. 
Alle aktiv wahlberechtigten Mitglieder kön
nen für ihren jeweiligen Bezirk/Abteilung 

Wahlausschreiben für die GEW-Wahlen 
in den Bezirken, Abteilungen und Fachgruppen im Jahr 2020

von Frank Rzeppa, Geschäftsführer
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Mich hat nie jemand gefragt, wo ich 
war, als die Mauer fiel. Es wäre 

auch lächerlich. Ich wurde 2002 geboren 
und habe die Wende nicht miterlebt. 
Trotzdem ist die Teilung Deutschlands 
ein Thema, das mich beschäftigt und mir 
im Alltag begegnet. Wenn ein lokales Un-
ternehmen aufgekauft wurde, dann »si-
cherlich von einem Westdeutschen«. 
Wenn Schulen und Krankenhäuser aus 
Personalmangel geschlossen werden, 
dann »ist der Westen daran schuld«. 
Wenn ein Pappbecher aus einem fahren-
den Auto geworfen wird, dann war das 
bestimmt ein Wessi, denn »sowas hat es 
bei uns nicht gegeben«. Wessis – das sind 
immer die anderen. So habe ich es ge-
lernt. Die Generation unserer Eltern hat 
die Zeit der zwei deutschen Staaten noch 
miterlebt, manche länger, manche kürzer. 
Meine Eltern sind beide in der DDR gebo-
ren und aufgewachsen. Als gebürtige Os-
sis kennen sie die Vergünstigungen und 
Schwierigkeiten des Realsozialismus. Sie 
waren in der DDR-Jugendorganisation 
Freie Deutsche Jugend, kurz FDJ, sie sind 
für eine Mark ins Kino gegangen, haben 
stundenlang für Bananen angestanden, 
heimlich Westfernsehen geschaut und 
Päckchen von drüben bekommen. Sie 
wuchsen in einem Staat auf, der ihnen 
Tag für Tag ein Feindbild zeichnete.

Es ist ein Erbe, das sie an mich weiter-
gegeben haben – ohne dass ich die Mög-
lichkeit gehabt hätte, es auszuschlagen. 
Denn ich möchte nicht in einem Land le-
ben, dessen Bevölkerung gespalten ist 
durch Spannungen, die von Generation 
zu Generation weitergegeben werden.

komme aus Sachsen. Ja, ich habe die Ju-
gendweihe gemacht, und ja, ich schmiere 
mir Stullen vor Ausflügen. Und ich mache 
mir auch keine Illusionen. Mir ist klar, 
dass ich in einigen Bereichen statistisch 
gesehen schlechtere Chancen habe, Kar-
riere zu machen. Aber macht mich das zu 
einer Ossi?

Meine Verbindung zum Osten ist ange-
boren und anerzogen, aber darüber hin-
aus fühle ich keine Zugehörigkeit. Es war 
nicht alles schlecht, es war nicht alles 
gut. Es spielt für mich keine Rolle, was 
die eine oder andere Seite getan hat. Was 
für mich zählt, ist die Gegenwart und die 
Zukunft. Um die Kontraste nachhaltig 
verblassen zu lassen, muss nicht nur die 
Politik handeln, sondern jede Person, die 
noch in »Wir« und »Die« denkt. Die Tei-
lung des Landes steht in den Geschichts-
büchern, das ist gut so. Aus den Köpfen 
soll sie verschwinden. Ich weiß, dass die 
Menschen in Ost und West unterscheiden, 
aber so leben will ich nicht. Wenn es 
schon Schubladen braucht, dann möchte 
ich passendere.�

Eine Erbfeindschaft sozusagen. Es ist 
nicht mein Konflikt, ich habe nie in der 
DDR gelebt. Ich weiß nicht, wen man ken-
nen muss, um an eine Waschmaschine zu 
kommen. Ich weiß nicht, wie leere Super-
marktregale aussehen oder wie man Ge-
müse einkocht. Ich spreche kein Rus-
sisch, kenne keine Pionierlieder und hat-
te nie »Nadelarbeit«. Keinesfalls möchte 
ich meine Herkunft verleugnen. Ja, ich 

Warum ich keine Ossi bin
Vor 30 Jahren fiel die Mauer. Was bedeutet dieses Ereignis für junge Menschen heute?

von Kira, 16 Jahre

q.rage heißt das jährlich erscheinende Magazin von Schule ohne Rassismus –  
Schule mit Courage, gemacht von Schüler*innen des Courage-Netzwerks. Einige der tollen  
Schüler*innen-Texte drucken wir in loser Folge in der bbz. Viel Spaß beim Lesen!  
Unter qrage.online findet ihr alle Texte des Magazins und noch mehr.

»Was für mich zählt,  
ist die Gegenwart und die 

Zukunft«.
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Vor zwei Jahren veröffentlichte die GEW 
BERLIN eine Studie über verfolgte Berliner 
Lehrkräfte in der Nazi-Diktatur. Akribisch 
trugen die Autor*innen Hans Bergemann 
und Simone Ladwig-Winters die Daten von 
468 verfolgten Lehrkräften zusammen. In 
der Folge stellten wir in der bbz bereits 
einige der Einzelschicksale vor. Diese Serie 
wollen wir nun fortsetzen.

Dr. Arthur Moritz Cohn wurde am 8. 
Juli 1894 als Sohn von Leopold und 

Harriet Cohn in Berlin-Waidmannslust ge-
boren. Die Familie wohnte in der Waid-
mannstr. 119, heute Waidmannsluster 
Damm 172 A. Cohn machte sein Abitur am 
Humboldt-Gymnasium in Tegel und stu-
dierte anschließend in Göttingen und Ber-
lin. Nach seiner Teilnahme am Ersten Welt
krieg legte er 1921 seine Lehramtsprü-
fungen ab und trat kurz darauf sein Se-
minarjahr im Realgymnasium Berlin-Rei-
nickendorf an. 

Cohns Tochter Irene wurde am 27. De-
zember 1919 geboren. Die Mutter, Ottilie 
Kalwaczynski, starb tragischerweise nur 
wenige Monate später. Einige Jahre da-
nach ließ Cohn für sein uneheliches Kind 
eine Ehelichkeitserklärung, eine Art Adop
tion, vom Landgericht Berlin ausstellen.

1926 wurde Cohn zum Studienrat an der 
6. Oberrealschule im Wedding ernannt. 
1932 arbeitete er für ein paar Monate am 
Luisenstädtischen Realgymnasium, kehr-
te schließlich aber wieder zur 6. Oberreal
schule zurück. Am 1. April 1933, kurz nach 
der Machtübernahme der Nationalsozia-
listen, wurde Cohn beurlaubt und zum 
15. September des gleichen Jahres auf der 
Grundlage des »Gesetzes zur Wiederher-
stellung des Berufsbeamtentums« wegen 
seiner jüdischen Abstammung in den Ru-
hestand versetzt. 

Das Haus in der Waidmannstr. 119 muss-
te Cohn im August 1937 verkaufen. Einen 
Monat später heiratete Cohn in Berlin-Rei-

fuhren. Dort stiegen sie in die »Pacific«, 
die sie unter katastrophalen Umständen 
nach Palästina brachte. Sie erreichten 
Haifa im November 1940. Dort wurden 
sie jedoch nicht an Land gelassen, son-
dern von der britischen Mandatsmacht 
mit der Begründung einer notwendigen 
»Quarantäne« auf dem Schiff »Patria« 
festgehalten. Mit diesem Schiff sollten 
die Flüchtlinge nach Mauritius deportiert 
werden. 

Dagegen protestierten sie und baten 
ihre jüdischen Freund*innen an Land um 
Hilfe. Um die Deportation zu verhindern, 
schmuggelte die jüdische Widerstands-
gruppe »Haganah« Sprengstoff an Bord, 
um das Schiff seeuntüchtig zu machen. 
Allerdings war die Sprengstoffmenge völ-
lig falsch berechnet, sodass am 25. No-
vember 1940 eine gewaltige Explosion 
die »Patria« in die Luft jagte. 270 Men-
schen verloren bei dieser Explosion ihr 
Leben, unter ihnen Cohn. 

Seine Ehefrau wurde wie alle anderen 
Überlebenden von den britischen Man-
datsbehörden auf das palästinensische 
Festland ins Lager Athlit gebracht, wo sie 
bis Mitte 1941 blieb. Sie verstarb 1984 in 
Tel Aviv. Cohns Tochter Irene war bereits 
am 29. August 1940 von Palästina nach 
Paraguay ausgewandert. Später heiratete 
sie einen Engländer und lebte in Berlin 
und England.�

nickendorf seine Frau Meta, geb. Gut-
mann. Meta wurde am 5. Februar 1899 in 
Oettingen, Bayern geboren und arbeitete 
von 1918 bis 1940 zunächst als Erzieherin 
und später als Lehrerin bei der jüdischen 
Gemeinde. Nach der Hochzeit zog Cohn 
zu seiner Frau an den Luisenplatz 5a/5b 
in Charlottenburg. Als sie sich die große 
Wohnung nicht mehr leisten konnten, zo-
gen sie 1940 in eine möblierte Wohnung 
in der Stubenrauchstraße 3 in Friedenau.

Cohn wurde in der sogenannten »Reichs
kristallnacht« am 9. November 1938, wie 

viele tausend andere jüdische Männer 
auch, verhaftet und im KZ Sachsenhau-
sen inhaftiert. Sechs Wochen später wur-
de er unter der Bedingung, Deutschland 
schnellstmöglich zu verlassen, wieder 
entlassen und im August 1940 wurde das 
Ehepaar Cohn durch die Gestapo gezwun-
gen, sich einem illegalen Transport nach 
Palästina anzuschließen. Zunächst ging 
es nach Wien, am 4. September dann 
nach Pressburg, wo sie mit dem Do-
nau-Schiff »Urania« ans Schwarze Meer 

Der Lebensweg des Arthur Cohn
Die Geschichte hinter dem Stolperstein

von der Stolpersteininitiative Reinickendorf

ENTRECHTET & VERFOLGT  In dieser Serie stellt die bbz Biographien verfolgter  
Berliner Lehrkräfte vor. Bestimmt gab es auch an deiner Schule solche Fälle aus dem Nationalsozialismus.  
Wäre das nicht ein Thema für den Unterricht? Schau doch mal in dein Schularchiv und schreibe uns: bbz@gew-berlin.de

»Kurz nach der Macht
übernahme der National-
sozialisten wurde Arthur 
Cohn beurlaubt«
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Veranstaltungen über die Ereignisse von 
1933 bis 45: Da denke ich zum Beispiel 
an die Ausstellungseröffnung vom 29. Au-
gust in der Kirche Maria Regina Martyrum, 
bei welcher sich Dr. Pickel, Präsident des 
Kammergerichts, für die Schande der 
deutschen Justiz jener Jahre entschuldigte, 
oder das Gedenken am 1.9. in Friedrichs-
hain am Denkmal für die bei der Befrei-
ung Berlins vom Faschismus getöteten 
polnischen Soldaten, bis hin zur von 
Hans Coppi am 21.09. für Harro Schulze-
Boysen veranstalteten Matinée im Café 
Sybille – womit Namen und Taten aus 
dem Widerstand und die beiden im Text 
genannten Schulen zusammenfinden. 
Vielleicht ein Anlass, sich an die »Ästhe-
tik des Widerstands« zu erinnern. Mein 
Vorschlag: derartige angesichts der heu-
tigen »Vogelschiss«-Zeiten mehr denn ja 
nötigen Veranstaltungen sollten auch 
schon vorab einen Platz in der bbz fin-
den.� Horst Mohr

E13/A13 für Berliner Grundschullehr-
kräfte, bbz September 2019

Vor einigen Monaten wurde in den Me-
dien bekanntgegeben, dass ab Au-

gust 2019 alle Grundschullehrkräfte den 
Lehrkräften an Gymnasien und Sekundar-
schulen gleichgestellt und in die Gehalts-
gruppe A13/E13 hochgestuft werden. Die
sen Erfolg teilte die GEW und die Presse 
im Mai 2018 mit. Von allen Betroffenen 
wurde das sehr begrüßt und am 6. Sep-
tember auch in einem Zirkuszelt gefeiert. 
Mit Bestürzung stellten wir aber fest, dass 
dies für Grundschullehrkräfte mit der 
Ausbildung »Lehrkräfte unterer Klassen« 
nicht wie angekündigt zutrifft. Leider wur-
de das vorher nicht eindeutig kommuni-
ziert, denn sogar unser Personalrat dachte, 
dass die LUK ab August in A12 kommen. 
Wir sind Lehrkräfte, die zu dieser Berufs-
gruppe gehören und 30 bzw. 45 Jahre 
Berufserfahrung vorweisen können! Es ist 
eine Unverschämtheit, dass wir und etwa 
500 weitere Lehrkräfte an einer einjähri-
gen Qualifizierungsmaßnahme teilneh-
men müssen und erst nach erfolgreicher 
Teilnahme und erneuter Antragstellung 
erst einmal in A12/E12 hochgruppiert wer
den. Ein weiteres Jahr müssen wir warten, 
um dann endlich in A13 zu kommen. Für 
diese Qualifizierungsmaßnahme stehen 
nur 80 Plätze zur Verfügung. Wann soll 
rein rechnerisch für alle diese Maßnahme 
mit Erfolg abgeschlossen werden? Erwar-
tet man das frühzeitige Ableben der Be-
troffenen oder erhofft man sich ein frei-
williges Ausscheiden aus dem Berufsle-
ben? Wir sind bereit, uns weiterzubilden, 
aber nicht, unsere Zeit nur abzusitzen. 
Leider brachte die Auftaktveranstaltung 
der Qualifizierung schon keine neuen In-
halte. Als Hausaufgabe müssen wir nach 
jeder Veranstaltung ein Heft ausfüllen. 
Uns wurde gedroht, dieses gewissenhaft 
zu machen, da das sonst Auswirkungen 
auf unsere Höhergruppierung hätte. So-
mit darf man wahrscheinlich in diesem 
Heft kein ehrliches Feedback geben. Wo 
ist die Wertschätzung der Lehrkräfte, die 
jahrzehntelang gute Arbeit geleistet ha-
ben und sich in dieser Zeit an unzähligen 
Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen be-
teiligt haben? Wir waren und sind tätig 
als Mentoren für Referendare und Prakti-
kanten (welche nun nach Abschluss viel 
mehr verdienen als LUK-Lehrkräfte) und 
unterrichten seit 30 Jahren bis Klassen-
stufe 6. Ist das nicht genug Bewährung? 

Nachdem es zu Ostzeiten für viele nicht 
möglich war, aus politischen Gründen 
zum Gymnasium zu gehen und außer-
dem 10 Jahre nach der Wende die Lehr-
kräfte im Ostteil Berlins schon über 10 
Prozent weniger verdient haben, ist das 
ein weiterer Schlag ins Gesicht. 

Susanne Schalewa und Melanie Siebert, 
12G12 Reinickendorf

Sie wussten wie gefährlich es war,  
bbz September 2019

Schade finde ich es schon, dass der 
achtzigste Jahrestag des Überfalls der 

deutschen Wehrmacht in den beiden letz-
ten Ausgaben der Berliner GEW-Zeitung 
keinerlei Erwähnung fand – aber umso 
mehr habe ich mich über den Bericht von 
der Aktion des Coppi-Gymnasiums ge-
freut; eine der wohl hoffentlich zahlrei-
cheren schulischen Veranstaltungen im 
Zusammenhang mit dem Antikriegstag 
am 1. September. Zumal dieser 1. Septem-
ber vor Jahrzehnten Anlass für den im-
mer noch durchgeführten Spandauer Ge-
werkschaftsmarkt war. Natürlich habe ich 
mich auch gefreut, dass auch diese Ge-
denkstelle in der Georgenstraße hiermit 
mehr ins gewerkschaftliche und öffentli-
che Bewusstsein geraten wird – vielleicht 
auch zusammen mit den vielen anderen 

L E S E R*I N N E N F O R U M

SCHREIB UNS!

Willst du auch einen Artikel aus der bbz 
kommentieren? Dann schreib uns an 
bbz@gew-berlin.de – wir freuen uns!

Datum Personalversammlung Ort Zeit
13.11.2019 Eigenbetrieb Kita SüdOst Gemeinschaftshaus Bat Yam Platz 1 9 – 15 Uhr

13.11.2019 SenBJF Steglitz Audi Max FU 12 Uhr

18.11.2019 Eigenbetrieb Kita Nordost Kosmos KG 9 – 13 Uhr

19.11.2019 Humboldt Universität HUB, genauer Hörsaal: NN 9 Uhr

19.11.2019 SenBJF Treptow-Köpenick HTW Karlshorst 12 Uhr

20.11.2019 BBAW Jägerstraße 10 Uhr

20.11.2019 SenBJF Marzahn-Hellersdorf Max-Taut-Schule 12 Uhr

21.11.2019 SenBJF Mitte Delphi 12 Uhr

21.11.2019 SenBJF Lichtenberg-Hohenschönhausen Audi Max HWR Alt-Friedrichsfelde 12 Uhr

21.11.2019 SenBJF Reinickendorf Ernst-Reuter-Saal 12 Uhr

21.11.2019 SenBJF Berufsbildende Schulen pädagog. Personal UDK 9 Uhr

22.11.2019 Eigenbetrieb NordWest   

25.11.2019 SenBJF Neukölln Urania 12 Uhr

27.11.2019 Beuth-HS Luxemburger Straß 9 Uhr

28.11.2019 SenBJF Tempelhof-Schöneberg Urania 12 Uhr

03.12.2019 SenBJF Charlottenburg-Wilmersdorf Delphi 12 Uhr

03.12.2019 SenBJF Spandau Carlo-Schmid-Oberschule 12 Uhr

04.12.2019 TU Straße des 17. Juni 135 9 Uhr

05.12.2019 SenBJF Berufsbildende Schulen unnah. Personal Max-Taut-Schule  

TERMINE FÜR DIE PERSONALVERSAMMLUNGEN 2019



SERVICE � bbz | NOVEMBER 201932

T H E AT E R
»Des Kaisers neue Kleider« im Atze-
Musiktheater, die erwachsenen 
Besucher*innen hellauf begeistert 
von dem überdrehten Hofzere-
moniell und seinen spinnerten 
(sprachlich ausgefeilten) Variati-
onen; die zuschauenden Kinder 
(angeboten wird die Aufführung 
ab fünf!) können damit wenig 
anfangen, freuen sich aber an 
dem quirligen Durcheinander auf 
der Bühne. Da tummeln sich »zwei 
Betrüger« (Andersen), die Kleider 
herstellen mit der »wunderbaren 
Eigenschaft… für jeden Menschen 
unsichtbar, der nicht für sein Amt 
tauge oder … dumm sei« (Ander-
sen); niemand sah etwas, alle aber 
dachten, wie letztlich auch der 
Kaiser: »das muss man sich nicht 
merken lassen« und »so ging der 
Kaiser unter dem prächtigen 
Thronhimmel …«. »Aber er hat 
ja gar nichts an!« sagte endlich 
ein kleines Kind und »rief zuletzt 

das ganze Volk«. Freilich: der 
eigentliche Sinn dieses politischen 
Märchens: Entstehung, Ausbrei-
tung und Zusammenbruch einer 
sozialen Fiktion ist noch zu ent-
decken.

Die Theatermacher im Kreativhaus 
präsentieren »Die Gaukler« nach 
Michael Ende in einer Werkschau. 
Die Gaukler, ein munteres Völk-
chen, spielfreudig und kommu-
nikativ, phantasievoll ausstaffiert, 
sollen ihren Zeltplatz verlieren; 
der benachbarte Chemiekonzern 
braucht Platz für seine Erweite-
rung. Da stoßen zwei Welten 
aufeinander. Also sehen wir auch 
die Firmenchefs: diszipliniert, im 
Anzug und im Gleichschritt, oh-
ne Kommunikation automatisch 
reagierend in perfektem Gleich-
maß. Jetzt gehen die Theaterma-
cher nach den Erfahrungen der 
Werkschau wieder an ihre Insze-
nierungsarbeit – bis zur eigent-
lichen Premiere. Für das begeis-
terte Publikum der Werkschau 

schwer zu verstehen; was soll da 
noch besser werden?
� Hans-Wolfgang Nickel

B Ü C H E R
Imaginationen in die 
Unendliche Geschichte

Zum 30-jährigen Bestehen der 
Unendlichen Geschichte hat der 
Thienemann Verlag nun eine von 
Sebastian Meschenmoser bebil-
derte Schmuckausgabe herausge-
bracht. Die Geschichte ist die 
gleiche geblieben und auch die 
farbliche Trennung von fantasti-
scher und real orientierter Welt 
ist in der Typographie beibehalten 
worden. Die ursprünglichen Ini-
tialen der Illustratorin Roswitha 
Quadflieg sind allerdings mit dem 
Abdruck der von Meschenmoser 
für diese Ausgabe großformatig 
angefertigten Ölgemalde und 

Zeichnungen ersetzt worden. Me-
schenmoser hat aber jedes Kapi-
tel mit einer Vignette betitelt. Die 
originalen Ölgemälde könnten 
auch als eigenständiger Bilderzy-
klus, wie Hans-Heino Ewers es 
passend formulierte, die Geschich-
te adaptieren. Wer die Gelegenheit 
hat, diese sich im Original anzu-
schauen, sollte dies unbedingt 
tun, denn die Wirkung überträgt 
sich nicht auf gleiche Weise aus 
dem Buch. Die Stilvielfalt, in denen 
Meschenmoser variiert, wird der 
Vielfalt von Phantasien gerecht. 
Der Künstler hat nach eigener 
Aussage Inspirationen aus seiner 
Zeit in Südamerika einfließen las-
sen, was besonders beim Anblick 
des Ölgemäldes zu Perelín, der 
Nachtwald, ins Auge fällt. Wann 
wird es nun aber eine Verfilmung 
geben, die den alten aber nicht 
veralteten Erzählstoff für eine neue 
Generation mit verändertem Re-
zeptionsverhalten und auch -be-
dingungen neu aufleben lässt? 
Auch wenn Michael Ende mit 
Wolfgang Petersens Verfilmung 
von 1984 in keiner Weise einver-
standen war, wird der damalige 
Titelsong von Limahl zumindest 
aktuell in der sehr beliebten Serie 
»Stranger Things« prominent zi-
tiert und von Jugendlichen rezi-
piert. Ist das nicht ein eindeutiges 
Zeichen dafür, dass der mytholo-
gische Stoff so aktuell wie nie ist 
und man auf den Kultstatus nicht 
lange warten müsste?

Farriba Schulz, AG Jugendliteratur 
und Medien der GEW BERLIN

LesePeter im November

Im November 2019 erhält den 
LesePeter das Sachbuch »Wunder-

Das Theaterpädagogische Fachforum »SICHTEN« feiert 20-jähriges Bestehen. Am 29. und 30. November im FEZ 
geht es darum, wie inklusive Theaterarbeit den Arbeitsprozess beeinflusst und bereichern kann und welche Vor-
aussetzungen geschaffen werden müssen. Infos und Anmeldung unter www.fachforum-sichten.de

kk Michael Ende / Sebastian Me-
schenmoser: Die Unendliche Ge-
schichte. Thienemann 2019, 416 Sei-
ten; ab 12 Jahre; ISBN: 978-3-522-
20250-3; 35,00 Euro
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tier Schwamm« von Ninon Am-
mann. Schwämme gehören zu den 
ältesten Lebewesen. Sie leben im 
Meer und haben sich über Jahr-
millionen kaum verändert. Das 
Sachbuch »Wundertier Schwamm« 
widmet sich dieser einzigartigen 
Tierart und wartet mit unglaub-
lichen Fakten auf.

A K T I V I TÄT E N
Literarisches und mediales 
Lernen in der Grundschule

Unterrichtsmodelle zu aktuellen 
Werken der Kinder- und Jugend-

literatur. Veranstaltung am Ar-
beitsbereich Grundschulpädago-
gik / Lernbereich Didaktik Deutsch 
der Freien Universität Berlin (Ha-
belschwerdter Allee 45, 14195 
Berlin). Mit Berliner Kinderbuch
autor*innen als Gästen. Die Ver-
anstaltung wird geleitet von Prof. 
Dr. Gina Weinkauff und findet am 
Donnerstag, den 23.1.2020 von 
15 bis 18 Uhr statt. Diese Veran-
staltung ist als Lehrkräftefortbil-
dung von der Senatsverwaltung 
für Bildung, Jugend und Familie 
anerkannt.

Aktionstag gegen Kinderarbeit 
mit Friedensnobelpreisträger 
Kailash Satyarthi 

Für den 27. November ist ein Ak-
tionstag gegen Kinderarbeit und 
für gute Bildung für alle geplant. 
Initiator ist Kailash Satyarthi, der 
gemeinsam mit der Pakistanerin 
Malala im Jahr 2014 für sein En-
gagement gegen Kinderarbeit mit 
dem Friedensnobelpreis ausge-
zeichnet wurde. Für die Aktion 
suchen wir Lehrkräfte und Er
zieher*innen, die sich in der Schu-
le mit dem Thema Kinderarbeit 
beschäftigen und mit ihren Klas-
sen am Aktionstag beteiligen wol-
len. Startpunkt der Aktion ist um 
12.30 Uhr bei »Brot für die Welt« 
am Berliner Nordbahnhof. An-
schließend soll gemeinsam ein 
»Berliner Marsch gegen Kinderar-
beit« zum Reichstag stattfinden, 
wo Kailash mit den Kindern und 
Jugendlichen von Entwicklungs-

kk Ninon Ammann, Atlantis Verlag 
2019, ISBN 978-3-7152-0749-0, 40 
Seiten, 14,95 Euro, ab 6 J

A N Z E I G E N

Alle aktuellen Reisen auf www.schulfahrt.de

Schulfahrt Touristik SFT GmbH
Herrengasse 2
01744 Dippoldiswalde

Jetzt anrufen:
Tel.: 0 35 04/64 33-0
Fax: 0 35 04/64 33-77 19

Günstig und direkt
buchen, viele 

Superspartermine,
Freiplätze nach

Wunsch

z.B. London
5 Tage inkl. Prog.
mit Stadtrundfahrt

ab 209,–B

Klasse Reisen. Weltweit.
Klassen-Abschlussfahrt ... wir machen das!

Die Onlineplattform für Antisemitismuskritik 
und Bildungsarbeit

Besuchen Sie uns auf  

www. anders-denken.info

Mit 10 Jahren Garantie

auf Buttonmaschinen!

Stell dir vor du wärst ein Frosch. Klein, grün, mit großen schwar-
zen Kulleraugen und langen, schlaksigen Armen und Beinen. Gehe 
in die Hocke, deine Hände hast 
du zwischen deinen Beinen am 
Boden. Du sitzt entspannt an ei-
nem Teich in der Sonne. Du 
quakst einmal ganz laut. Jetzt 
hast du Lust, ein bisschen herum 
zu hüpfen: Drück dich mit deinen 
Froscharmen und Froschbeinen 
fest vom Boden ab und hüpfe ein 
paarmal auf und ab. Wie hoch 
kannst du hüpfen? Stell dir vor, 
du springst auf dem Wasser von einem Seerosenblatt zum nächs-
ten – du musst große Sprünge machen, damit du nicht ins Wasser 
platschst! Wie weit kommst du?
� Rachel Brooker, Turiya Berlin, info@turiya.berlin, www.turiya.berlin

YOGA IN DER SCHULE: FROSCHÜBUNG (AKTIVIEREND)
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Die Lücke 
im Bauzaun 
Für Menschen ab 6 Jahren

Termine im November

13. – 15.11. | je 10 Uhr

HANSAPLATZ

A N Z E I G E N

Institut für  
Gruppendynamik

Supervisionsgruppen
für Lehrerinnen und Lehrer

Andrea Riedel, Lehrerin, Supervisorin (DGG)

Kantstr. 120/121, 10625 Berlin
313 28 93, e-mail: DAPBerlin@t-online.de

Rundgang durch das Dorf errei-
chen. Ein Kaffeegedeck mit einer 
zünftigen Birnentorte erwartet uns 
dort. Kultureller Höhepunkt ist 
eine Aufführung des Marionetten-
theaters zum Fontanejahr. An-
schließend geht es durch das 
beleuchtete Berlin zurück. Kosten: 
50 Euro pro Mitglied unserer GEW-
Gruppe, 55 Euro pro weitere 
Teilnehmer*in Abfahrt: 8.30 Uhr 
Einbecker Str. Ecke Weitlingstr., 
am U- und S-Bahnhof Lichtenberg. 
Rückkehr: gegen 19.30 Uhr. An-
meldung und Bezahlung bei Erich 
Juhnke ab 3.9. bis 21.11.19 bei 
den Vorstandssitzungen und den 
Veranstaltungen; Kontakt: Barba-
ra Schütz, Tel. 4727477

Senior*innen Pankow

Dienstag, 12. November 2019: Ka-
barett »Kreissäge«: Wir werten das 
vergangene Jahr aus, schauen auf 
das Jahr 2020. Das Kabarett »Kreis-
säge« wird uns dabei unterhalten.
Treffpunkt: 14:00 Uhr, Begegnungs-
stätte Am Friedrichshain 15/Ecke 
Bötzowstr. verantwortlich: Kolln. 
Slateff | Tel.: 9864837

GEW-Singkreis 

20. November und 4. Dezember 
um 17 Uhr im GEW-Haus in der 
Kantine, Kontakt: Claudia Reuter, 
Tel.: 391 47 87 und Luis von Si-
mons, Tel.: 692 86 39

GEW-Chor 

13. November um 17 Uhr im IBZ, 
Wiesbadener Str. 18, 14197 Berlin 
und 27. November um 17 Uhr im 
GEW-Haus, Kontakt: Monika Re-
bitzki, Tel.: 471 61 74 und Eva 
Besler, Tel.: 833 57 27

Stammtisch GEW 
Ruheständler*innen

27. November um 14.30 Uhr im 
Café »Ulrichs« schräg gegenüber 
dem GEW-Haus. Kontakt: Monika 
Rebitzki, Tel.: 471 61 74

A N Z E I G E N

bv marke für Rückporto beifügen) 
oder per E-Mail unter: service@
arthrose.de (bitte auch dann gern 
mit vollständiger Adresse).

S E N I O R*I N N E N
Die Veranstaltungen der Senior*innen 
sind offen für alle GEW-Mitglieder und 
Gäste! Eintrittsgelder müssen selbst 
getragen werden. Wenn nicht anders 
angegeben, ist eine Anmeldung nicht 
erforderlich. Wenn du über die An-
gebote für GEW-Senior*innen auf dem 
Laufenden sein möchtest, schicke eine 
Mail an seniorinnen@gew-berlin.de

Senior*innen Lichtenberg

Donnerstag, 28. November 2019: 
Musikalisch-literarisches Programm: 
Hommage für Joachim Ringelnatz 
präsentiert von der Moderatorin 
M. Gulu mit dem Schauspieler 
Lusako Karonga und dem Musiker 
Arnim Baptist. Treffpunkt: 17 Uhr 
Bodo-Uhse-Bibliothek, Erich-Kurz-
Str. 9, Fahrverbindung: U-Bahnhof 
Tierpark U5, Tram 17, 27, 37, Bus 
296, Kosten: 3,00 Euro; Kontakt: 
Gudrun Braune, Tel. 512 89 58

Donnerstag, 12. Dezember 2019: 
Adventsfahrt nach Ribbeck: Herr 
von Ribbeck auf Ribbeck im Ha-
velland – Jeder kennt dieses Ge-
dicht, aber kennt man auch den 
Ort? Nach einem Zwischenstopp 
in Groß-Behnitz, dem Gut der Fa-
milie Borsig, auf das wir einen 
Blick werfen, geht es nach Ribbeck. 
Zuerst tafeln wir im Schloss, er-
fahren bei einer Führung etwas 
über die Geschichte, sehen eine 
Ausstellung über Theodor Fonta-
ne an. Unser nächstes Ziel ist die 
»Alte Schule«, die wir nach einem 

minister Müller (angefragt) und 
Abgeordneten des Bundestages 
empfangen werden, um ihre For-
derungen nach einem Ende der 
Kinderarbeit zu überbringen. Wir 
bitten um Rückmeldungen an 
info@gew-berlin.de

M AT E R I A L I E N
Traumasensible Arbeit mit 
Geflüchteten

Die GEW hat in Kooperation mit 
mehreren Verbänden ein E-Lear-
ning-Angebot für die traumasen-
sible Arbeit mit geflüchteten Kin
dern und Jugendlichen aus den 
Niederlanden adaptiert und ver-
öffentlicht. Die kostenfreien On
line-Kurse richten sich an Lehr-
kräfte und sozialpädagogische 
Fachkräfte, die mit geflüchteten, 
traumatisierten Kindern und Ju-
gendlichen arbeiten. In den Kur-
sen werden theoretisches Wissen 
zu Trauma und Flucht vermittelt 
sowie praktisches Handlungswis-
sen in Alltagssituationen geübt. 
Die interaktive Kursdidaktik ist 
entlang realer Fluchtgeschichten 
in zwei Stufen aufgebaut. www.
trauma-sensibel.de

Was tun bei Arthrose?

Wie kann man Gelenke wirksam 
schützen, wie die Schmerzen lin-
dern? In ihrem Ratgeber »Arthro-
se-Info« gibt die Deutsche Arth-
rose-Hilfe hierzu fundierte Ant-
worten, die jeder kennen sollte. 
Eine kostenlose Sonderausgabe 
kann angefordert werden bei: 
Deutsche Arthrose-Hilfe e.V., Post-
fach 110 551, 60040 Frankfurt/M. 
(bitte gerne eine 0,80 Euro Brief-

THE COMMUNICATION ACADEMY BERLIN
Vielfalt als Ressource & Vielfalt als Chance

Fortbildungen 2019
•	 Achtsamkeitsbasierte Kommunikation
•	 Lampenfieber als Herausforderung
•	 Theatermethoden für Sprech- und Stimmtraining
•	 Auftritt – souverän und sicher
•	 Unfaire Argumente parieren
•	 Kompaktseminar: Didaktik und Methoden
Dr. Karin Iqbal Bhatti / Frank Morawski, M. A. 
Kalkreuthstr. 10, 10777 Berlin, Tel. 030-23 63 91 77

www.communication-academy.org



NOVEMBER 2019 | bbz�  SERVICE 35

S E M I N A R E
Eine Auswahl aus dem aktuellen Semi-
narprogramm der GEW BERLIN: Das 
gesamte Programm mit den Seminar-
beschreibungen findest du online unter 
www.gew-berlin.de/seminare.

Stimme – »Sie haben gut 
reden«

Dieses Seminar bietet die Möglichkeit, 
Klang und Wirkung der eigenen Stimme 
wahrnehmen zu lernen, sprechend Kraft 
und Präsenz zu entwickeln sowie Wege 
zu finden, mit der eigenen Sprechweise 
den Verlauf des Unterrichts bzw. das 
Gruppengeschehen positiv zu beeinflus-
sen. Es werden praktische Übungen ver-
mittelt, die ihr eigenständig im Alltag 
fortführen und anwenden könnt.

Für: 	 pädagogisch Tätige
Leitung:	Margarete Seyd
Kosten:	 25 Euro, für Nichtmitglieder 
100 Euro
Zeit/Ort:	 27.11., 9-16 Uhr, GEW [19-
S-2061]

Inklusion in der Kita 

Inklusion ist im Berliner Bildungspro-
gramm als gesellschaftlicher Auftrag an 
die pädagogischen Fachkräfte verankert. 
Aktion Mensch umschreibt es so: »Inklu-
sion ist, wenn alle mitmachen dürfen, 
wenn keiner draußen bleiben muss, wenn 
Unterschiedlichkeit zum Ziel führt, wenn 
Nebeneinander zum Miteinander wird, 
wenn Ausnahmen zur Regel werden, 
wenn anders sein normal ist«. Das Semi-
nar gibt praktische Tipps, um sich auf 
diesen Weg zu machen.

Für:	 Erzieher*innen, 
Quereinsteiger*innen, Kolleg*innen in 
berufsbegl. Ausbildung aus Kitas
Leitung:	Heike Levin
Kosten:	 keine, für Nichtmitglieder 50 Euro
Zeit/Ort:	 27.11., 9-16.30 Uhr, GEW 
[19-S-2067]

Gewaltfreies Aufwachsen und 
Achtsamkeit im pädagogischen 
Alltag 

Kinder haben ein Recht auf gewaltfreies 
Aufwachsen! Was bedeutet diese Aussa-
ge konkret im pädagogischen Alltag? 
Theoretische Inhalte zu diesem Thema 
werden in diesem Seminar anhand von 
praxisnahen Beispielen diskutiert und 
erarbeitet. Die Teilnehmer*innen sollen 
in Zukunft Gewaltdynamiken besser er-
kennen und diesen Handlungsalterna-
tiven entgegensetzen können. Für Selbst-
reflektion und Austausch wird es genü-
gend Raum geben.

Für:	 Erzieher*innen, 
Quereinsteiger*innen, Kolleg*innen in 
berufsbegl. Ausbildung aus Kitas
Leitung:	Kirsten Biskup
Kosten:	 keine, für Nichtmitglieder 50 Euro
Zeit/Ort:	 29.11., 9-16.30 Uhr, GEW 
[19-S-2070]

Spielzeugfreie Zeit in der Kita 

War es immer Spielzeug, das Sie in Ihrer 
eigenen Kindheit am meisten faszinierte? 
Was können Sie von Ihrer eigenen spiel-
zeugfreien Spielzeit in Ihren pädagogi­
schen Alltag integrieren? Ein zentrales Ziel 
dabei ist die Stärkung der Ressourcen und 
Kompetenzen der Kinder. Ich gebe Bei-
spiele für die Umsetzung im Großen wie 
im Kleinen, in Innen- wie in Außenberei­
chen. Wir sammeln gemeinsam Ideen für 
die Planung, Umsetzung und Dokumen-
tation spielzeugfreier Zeiten in der Kita.

Für:	  Erzieher*innen und 
Leiter*innen aus Kitas
Leitung:	Heike Levin
Kosten:	 keine, für Nichtmitglieder 50 Euro
Zeit/Ort:	 3.12., 9-16.30 Uhr, GEW 
[19-S-2075]

Wertschätzender Umgang  
mit Kindern im  
pädagogischen Alltag 

In heutigen impulsiven, mobilen, indivi-
dualisierten Zeiten scheint kaum mehr 
Platz für ein wertschätzendes Miteinan-
der zu sein. Dies spiegelt sich auch in 
pädagogischen Settings wider: Sowohl 
Adressat*innen als auch Fachkräfte ste-
hen oftmals vor der Herausforderung, 
unter Zeit- und Arbeitsdruck einen wert-
schätzenden Umgang zu praktizieren. Wir 
wollen gemeinsam Erfahrungen reflektie-
ren, Handlungsstrategien entwickeln und 
dadurch Wertschätzung als Grundstein 
pädagogischer Handlungen betrachten. 
Außerdem wollen wir die Verbindung von 
Stress und Wertschätzung im Alltag the-
matisieren.

Für:	 pädagogisch Tätige
Leitung:	Hanna Neureuther, Yasmin 
Zakouri
Kosten:	 keine, für Nichtmitglieder 50 Euro
Zeit/Ort:	 4.12., 9-16 Uhr, GEW [19-S-
2077]

GEW-Arbeit an meiner Schule / 
»Ich will es wissen!«

Wir bieten parallel zwei Seminare an: 
Eines für Kolleg*innen, die Vertrauens-
person an ihrer Schule werden wollen, 
und das andere für neue Mitglieder der 
GEW-Bezirksleitungen.

Leitung:	N.N (GEW)
Kosten:	 keine

Zeit/Ort:	 4.12., 9-15 Uhr, GEW. VL: 
[19-S-2078], BL: [19-S-2079]

Wertschätzende 
Kommunikation mit Eltern 
<KITA>

Nicht immer laufen die Gespräche zwi-
schen Eltern und pädagogischen Fach-
kräften so, wie wir es uns vorgestellt 
haben. Neben der Erarbeitung von the-
oretischem Wissen beschäftigen wir uns 
mit den Fragen: Wie kann ein Elternge-
spräch gelingen? Wie bereite ich mich 
vor? Anhand von alltäglichen Beispielen 
aus der Praxis werden wir dieses erfahr-
bar machen.

Für:	 Erzieher*innen, 
Quereinsteiger*innen, Kolleg*innen in 
berufsbegl. Ausbildung aus Kitas und 
Grundschulen
Leitung:	Kirsten Biskup
Kosten:	 keine, für Nichtmitglieder 50 
Euro
Zeit/Ort:	 5.12., 9-16.30 Uhr, GEW 
[19-S-2081]

Präsenztechniken (Mein Auftritt 
als Pädagog*in Teil II) 

Körpersprache, Haltung und Ausdruck 
stehen immer in Wechselwirkung mit 
unserer Umwelt. Welche Möglichkeiten 
des Ausdrucks haben wir, um uns zu ver-
treten und um »richtig« wahrgenommen 
zu werden? Ziel des Seminars ist, die ei-
gene Wirkung bewusst zu verändern und 
einzusetzen. Durch schauspielerische 
Techniken werden die eigene Präsenz 
gestärkt sowie Körpersprache, Wahrneh-
mung und Selbsteinschätzung trainiert. 
Für eine Teilnahme sind Vorkenntnisse, 
z.B. aus dem Seminar 19-S-2028, erfor-
derlich.

Für:	 pädagogisch Tätige
Leitung:	Maryam El-Ghussein
Kosten:	 keine, für Nichtmitglieder 50 
Euro
Zeit/Ort:	 9.12., 9-16.30 Uhr, GEW 
[19-S-2038]

Umgang mit Sexualität im 
Kindergarten 

Eltern und pädagogische Fachkräfte sind 
oft verunsichert, wenn sie kindliches Ver-
halten beobachten, das irgendwie sexuell 
wirkt. Sie stellen sich oftmals die Frage, 
welches Verhalten eigentlich angemessen 
ist und welches nicht. Wie gehe ich mit 
»Doktorspielen« um? Gegen die Unsi-
cherheit im Umgang mit kindlicher Sexu-
alität ist es hilfreich zu wissen, welche 
psychosexuelle Entwicklung Kinder voll-
ziehen und wie Kinder in ihrer sexuellen 
Entwicklung angemessen begleitet wer-

den können. In diesem Seminar beschäf-
tigen wir uns u.a. mit den Fragen: Was 
gehört zur sexuellen Entwicklung von 
Kindern? Was sind Themen kindlicher 
Sexualität? Wo liegen die Grenzen zwi-
schen sexuellen Aktivitäten und sexuellen 
Übergriffen unter Kindern?

Für:	 Erzieher*innen, 
Quereinsteiger*innen, Kolleg*innen in 
berufsbegl. Ausbildung aus Kitas
Leitung:	Kirsten Biskup
Kosten:	 keine, für Nichtmitglieder 50 
Euro
Zeit/Ort:	 9.12., 9-16.30 Uhr, GEW 
[19-S-2083]

Wir bezahlen deine 
Kinderbetreuung! 

Mitglieder der  
GEW BERLIN bekommen ihre 

Kinderbetreuungskosten  
während Veranstaltungen  

oder Seminaren der GEW für 
Kinder bis zu 14 Jahren  
mit 10 Euro die Stunde  

bezuschusst. 

Mehr Infos unter  
www.gew-berlin.de/14559.php

Anmeldung: 
www.gew-berlin.de/seminare 
Veranstaltungsort: 
GEW BERLIN, Ahornstr. 5, 10787 Berlin 
(wenn nicht anders angegeben)
Kinderbetreuung: 
Auf Antrag gewährt die GEW BERLIN 
Mitgliedern einen Zuschuss von 10 Euro 
pro Stunde zu den Betreuungskosten.
Barrierefrei:
Das GEW-Haus ist leider noch nicht bar-
rierefrei. Bitte nehmt Kontakt zu uns auf.
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07. Nov	 17.00 Uhr	 AG Frauen

07. Nov	 18.00 Uhr	 Abteilung Wissenschaft

12. Nov	 18.30 Uhr	� Wie wir lernen, Kämpfe zu gewinnen: Vierteilige 
Online-Vortragsreihe mit der Organizerin Jane McAlevey

19. Nov	 16.30 Uhr	 AG Gesundheit

19. Nov	 16.30 Uhr	� Pankower GEW-Stammtisch: Pankow aktiv für Entlastung –
Ort:  »Neuer Salon« der Kneipe »Brotfabrik«, Caligariplatz 1

19. Nov	 17.00 Uhr	 LA Migration, Diversity und Antidiskriminierung

20. Nov	 17.00 Uhr	 AG Frieden

20. Nov	 19.00 Uhr	 AG Lesben

21. Nov	 18.00 Uhr	 Fachgruppe Schulsozialarbeit

26.+	 09.00 Uhr	 Landesdelegiertenversammlung 
27. Nov		  Ort: Tegeler Seeterrassen

26. Nov	 12.30 Uhr	 AG Lehrkräftebildung 
		  Ort: in der Mittagspause der LDV, Tegeler Seeterrassen

26. Nov	 17.00 Uhr	 AG Medienbildung

27. Nov	 15.00 Uhr	 AG Jugendliteratur und Medien

28. Nov	 17.30 Uhr	 AG Quereinstieg

Berliner Wissenschaftler*innen verpflichten sich, keine Flüge unter 1.000 Kilometern mehr zu nutzen. Bist du auch dabei?� FOTO: BERTOLT PRÄCHT

GEGEN ANTISEMITISMUS, RASSISMUS UND 
RECHTES GEDANKENGUT – NIE WIEDER!
Vor 81 Jahren übten Angehörige von SA, SS und Hitler-
jugend, aber auch ganz normale Bürger*innen massive 
Gewalt gegenüber der jüdischen Bevölkerung aus. Anti-
semitismus ist noch immer eine Gefahr, er wird zuneh-
mend radikaler geäußert. Pogrome entstehen in den 
Köpfen der Menschen. Auch der Widerstand dagegen 
muss in den Köpfen beginnen – und zum Handeln füh-
ren! Kommt zur Mahnwache der GEW BERLIN am Sams-
tag, den 9. November von 17 bis 18 Uhr an der 
Gedenktafel vor dem U-Bahnhof Wittenbergplatz.

MIT KINDERN DIE WELT RETTEN
Wie kann sich die Kita in einen Lernort für nachhaltige 
Entwicklung verwandeln? In einem Workshop am  
21. November ab 18 Uhr wird Heike Müller, Referentin 
der Stiftung Haus der kleinen Forscher, Input zum 
Thema Bildung für nachhaltige Entwicklung geben.


